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Verordnung
über die Erhebung von Gebühren und 
Auslagen für die Inanspruchnahme der 
Bayerischen Landesanstalt für Wasser­

forschung in München 
(LWF-GebO)

Vom 22. Oktober 1980

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kostenge­
setzes (KG) erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen im Ein­

vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 

der Finanzen folgende Verordnung:
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§1

Geltungsbereich

(1) Für die Inanspruchnahme der Bayerischen 
Landesanstalt für Wasserforschung in München 
(vormals: Bayerische Biologische Versuchsanstalt), 
insbesondere für Beratungen, Begutachtungen, Stel­
lungnahmen und Untersuchungen, werden Gebüh­
ren und Auslagen nach dieser Verordnung erhoben.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Lehrveran­
staltungen.

§2

Höhe der Gebühren

(1) Die Höhe der Gebühren bemißt sich für Lei­
stungen, die im anliegenden Gebührenverzeichnis 
bewertet sind oder für damit vergleichbare nicht 
aufgeführte Leistungen nach diesem Verzeichnis.

(2) 'Für die Ausarbeitung von Untersuchungs­
ergebnissen, die Abfassung von Gutachten und für 
andere, ebenfalls nicht nach Absatz 1 zu bemessen- 
de Leistungen, bemißt sich die Höhe der Gebühr 
nach dem Zeitaufwand. "Diese Gebühr beträgt:

1. für einen Beamten des 
höheren Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des höheren Dienstes ver­
gleichbaren Angestellten

2. für einen Beamten des 
gehobenen Dienstes oder 
einen nach seiner Ver­
gütung mit einem Beam­
ten des gehobenen Dien­
stes vergleichbaren An­
gestellten

3. für einen Beamten des 
mittleren Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des mittleren Dienstes 
vergleichbaren Angestell­
ten oder Arbeiter

4. für einen Beamten des 
einfachen Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des einfachen Dienstes 
vergleichbaren Angestell­
ten oder Arbeiter

je Stunde je Tag

88,— DM 670,— DM

60,— DM 470,— DM

47,— DM 360,— DM

35,— DM 270,— DM

beendet ist, so sind die Auslagen und in den Fällen 
des Absatzes 1 je nach dem Stand der Sachbehand- 
lung eine Gebühr bis zur vollen Höhe der im Ge­
bührenverzeichnis bestimmten Gebühr, sonst die 
Gebühr nach Absatz 2, zu erheben.

§3

Auslagen

(1) Neben den Gebühren werden folgende Ausla­
gen erhoben:

1. Fernsprechgebühren im Fernverkehr, Telegramm- 
und Fernschreibegebühren, Postgebühren für Post­
zustellungsaufträge und für Einschreibe- und 
Nachnahmeverfahren,

2. Reisekostenvergütungen nach den Reisekostenvor­
schriften und sonstige Aufwendungen bei Aus­
führung von Tätigkeiten außerhalb des Sitzes der 
Anstalt bzw. ihrer Außenstellen,

3. die anderen Behörden, Dienststellen oder Perso­
nen für ihre Tätigkeit zustehenden Beträge,

4. Aufwendungen für besonderen Geräte- und Ma­
terialbedarf,

5. Aufwendungen für vorgeschriebene Versicherun­
gen.

(2) Werden auf einer Dienstreise Tätigkeiten für 
verschiedene Schuldner vorgenommen, so werden 
die Auslagen nach Absatz 1 Nr. 2 auf die einzelnen 
Tätigkeiten unter Berücksichtigung der auf die je­
weiligen Verrichtungen verwendeten Zeit und der 
Entfernung der Orte des Tätigwerdens vom Sitz 
der Anstalt bzw. ihrer Außenstellen angemessen 
aufgeteilt.

(3) Für die auf besonderen Antrag erteilten Mehr­
fertigungen, Ablichtungen und Abschriften sind 
Auslagen zu erheben für

1. Schriftstücke nach Art. 12 KG,

2. technische Unterlagen (z. B. Zeichnungen und 
Pläne) nach den Gestehungskosten.

§4

Aufrundung

Der geschuldete Betrag ist auf volle Deutsche 
Mark aufzurunden.

§5

Schuldner

(1) Zur Zahlung der Gebühren und Auslagen ist 
verpflichtet

■‘'Bei der Ermittlung des Zeitaufwandes bleibt die 
Zeit der An- und Rückreise unberücksichtigt.

1. wer die Bayerische Landesanstalt für Wasserfor­
schung in Anspruch nimmt,

(3) Dauert die Tätigkeit eines Beschäftigten einen 
oder mehrere Arbeitstage, so wird die Gebühr nach 
Tagessätzen bemessen.

(4) Jede angefangene halbe Stunde bzw. jeder an­
gefangene halbe Tag wird mit 50 v. H. der Sätze be­
rechnet.

2. in wessen Interesse die Inanspruchnahme erfolgt.

(2) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuld­
ner.

§6

Befreiungen

(5) 'Die Mindestgebühr für eine Leistung 
beträgt 35,— DM.
"Liegt der Zeitaufwand mehrerer an der 
Leistung beteiligter Beschäftigten zu­
sammen nicht über 1 Stunde, so ist eine 
Pauschalgebühr von  60,— DM
zu erheben.

(1) Von der Zahlung der Gebühren und Auslagen 
sind, unbeschadet des Art. 25 Abs. 2 KG, die Behör­
den des Freistaates Bayern befreit, soweit sie nicht 
berechtigt sind, die Gebühren und Auslagen einem 
Dritten aufzuerlegen oder soweit sie die Gebühren 
und Auslagen von einem Dritten nicht einziehen 
können.

(6) Wird ein Antrag zurückgenommen oder erle­
digt er sich auf andere Weise, bevor die Tätigkeit

(2) Auskünfte, Ratschläge und Anregungen ein­
facher Art sind gebührenfrei.
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§7

Abstandnahme von der Gebührenerhebung

(1) Bei der Untersuchung von Fischkrankheiten 
und Fischschäden kann von der Erhebung von Ge­
bühren abgesehen werden, soweit an der Durchfüh­
rung der Untersuchung ein besonderes wissenschaft­
liches und öffentliches Interesse besteht.

(2) Von der Erhebung der Gebühren kann ferner 
abgesehen werden, wenn die Bayerische Landesan­
stalt für Wasserforschung Ergebnisse der Unter­
suchungen von Gewässern, Abwässern und Abwas­
serreinigungsanlagen, die von der Anstalt aus eige­
ner Initiative zu Forschungszwecken durchgeführt 
werden, interessierten Personen oder Stellen be- 
kanntgibt.

(3) Die Gebührenbefreiung nach den Absätzen 1 
und 2 entbindet nicht von der Zahlung der Aus­
lagen.

§8

Fälligkeit, Vorschuß, Zurückbehaltungsrecht

(1) Die Gebühren und Auslagen werden mit der 
Beendigung der Tätigkeit, in den Fällen des § 2 
Abs. 6 mit der Zurücknahme oder der vorzeitigen 
Erledigung des Antrages, fällig.

(2) 'Eine Tätigkeit, die auf Antrag vorgenommen 
wird, kann von der Zahlung eines angemessenen 
Vorschusses abhängig gemacht werden. -'Urkunden, 
Schriftstücke, Zeichnungen und dergleichen können 
bis zur Bezahlung der geschuldeten Gebühren und 
Auslagen zurückbehalten oder an den Schuldner 
unter Nachnahme übersandt werden.

§9

Unrichtige Sachbehandlung

Gebühren und Auslagen, die durch unrichtige 
Sachbehandlung der Anstalt entstanden sind, wer­
den nicht erhoben.

§ 10

Schlußbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Er­
hebung von Gebühren und Auslagen für die Inan­
spruchnahme der Bayerischen Biologischen Ver­
suchsanstalt in München vom 22. September 1976 
(GVB1 S. 436) außer Kraft.

(3) Werden ab Inkrafttreten dieser Verordnung 
Gebühren für Tätigkeiten fällig, die vor diesem 
Zeitpunkt begonnen wurden, so bemißt sich die 
Gebühr nach den zum Zeitpunkt des Beginns der 
Tätigkeit gültigen Vorschriften, wenn der Schuld­
ner nicht darauf hingewiesen wurde, daß die Ge­
bühr nach den am Fälligkeitstag geltenden Vor­
schriften bemessen wird.

München, den 22. Oktober 1980

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen

Alfred Dick, Staatsminister
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Gebührenverzeichnis

Anlage

(zur LWF-GebO)

zur Gebührenordnung der Bayerischen Landesanstalt für Wasserforschung

Dieses Gebührenverzeichnis gilt für die Inan­

spruchnahme der Bayerischen Landesanstalt für 

Wasserforschung zu chemischen, biochemischen, 

physikalischen, toxikologischen, wasser- und abwas­

serbiologischen Untersuchungen, Fischuntersuchun­

gen und Untersuchungen der Radioaktivität.

1. Einteilung der Gebührenklassen

Die Höhe der Gebühren für die vorgenannten Un­

tersuchungen bemißt sich nach dem Schwierig­

keitsgrad und dem Aufwand der Untersuchung. 

Die Gebührensätze werden in folgende Klassen 

eingeteilt:

a) Klasse 1 — geringer Aufwand, einfache Durch­

führung (z. B. direkte Messungen),

b) Klasse 2 — erhöhter Aufwand, mittlere

Schwierigkeit (z. B. Aufschluß, 1 

bis 2 Probenaufbereitungsschritte),

c) Klasse 3 — erheblicher Aufwand, sehr schwie­

rige Durchführung (z. B. mehrere 

Probenaufbereitungsschritte, An­

reicherung, gerätebedingter Auf­

wand).

2. Wiederholung der Untersuchungen

Umfaßt ein Auftrag mehrere gleiche oder nur un­

wesentlich verschiedene Untersuchungen oder 

Einzelproben innerhalb desselben Gesamtvorha­

bens, so wird die Gebühr für die erste Unter­

suchung bzw. die erste Probe voll berechnet, für 

jede Wiederholung kann die Gebühr bis 50 v. H. 

ermäßigt werden.

3. Nicht enthaltene Aufwendungen

In den Gebührensätzen des Gebührenverzeichnis­

ses sind solche Aufwendungen nicht enthalten, für 

die nach § 3 der Verordnung Auslagen zu erheben 

sind. Hierzu zählen insbesondere auch die Ein­

richtung und Unterhaltung von Meßstellen und 

Laboratorien außerhalb des Sitzes der Landes­

anstalt oder ihrer Außenstellen.

4. Gebührensätze

Gebührenklasse 

1 2 3

DM DM DM

1 Für chemische, bio­

chemische, physika­

lische und 

toxikologische 

Untersuchungen:

1.1 Abbautests pro Tag 50,

1.2 Abdampf rückstand

1.3 Acidität,

Basekapazität

1.4 Alkalität,

Säurekapazität

Gebührenklasse

1 2 3

DM DM DM

1.5 Ammonium bzw. 

Ammoniak 25,— 40,— 50,—

1.6 Chlor, freies wirk­

sames und wirksames 25,— 40,—

1.7 Chlorid 10,— 20,— 25,—

1.8 Chlorophyll 30,—

1.9 Cyanid 25,— 40,— 50,—

1.10 Dichte 10,—

1.11 Entwässerbarkeit von 

Schlamm und 

Sedimenten 30,—

1.12 Färbung, Geruch 20,—

1.13 Fette und öle 40,— 55,— 70,—

1.14 Gasanalyse 40,— 60,— 80,—

1.15 Glühverlust 30,—

1.16 Härte

1.16.1 Gesamthärte 25,—

1.16.2 Karbonathärte 20,—

1.17 Kieselsäure 25,— 40,—

1.18 Kohlensäure 45,—

1.19 Kohlenstoff, 

anorganischer und 

organischer 30,— 50,— 70,—

1.20 Kohlenwasserstoffe,

infrarotspektro­

skopisch 40,— 70,— 120,—

1.21 Leitfähigkeit 15,—

1.22 Metalle und

Metalloide

1.22.1 spektroskopisch 30,— 100,— 170,—

1.22.2 gravimetrisch, maß­

analytisch oder 

photometrisch 20,— 80,— 110,—

1.23 Methylenblau- 

Versuch (Prüfung und 

Fäulnisfähigkeit) 15,—

1.24 Nitrat 25,— 35,— 45,—

1.25 Nitrit 30,— 40,— 50,—

1.26 Organisch-chemische 

Wasserinhaltsstoffe, 

Schadstoffe und Gase 

(Komponenten 

bekannt)

1.26.1 flüssigkeitschromato­

graphisch 60,— 120,— 200,—

1.26.2 gaschromatographisch 40,— HO,— 190,—

1.26.3 mit sonstigen chro­

matographischen 

Methoden 30,— 80,— 150,—

1.26.4 massenspektro­

skopisch 100,— 220,— 360,—

1.26.5 spektralphotometrisch 25,— 60,— 120,—

— 70,—  100,—

30,—

20,—

20,—
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Gebührenklasse

1 2 3

DM DM DM

1.27 Organisch-chemische 

Wasserinhaltsstoffe, 

Schadstoffe und

Gase (Komponenten 

unbekannt)

1.27.1 flüssigkeitschromato­

graphisch 210,— 320,— 440,—

1.27.2 gaschromatographisch 200,— 300,— 400,—

1.27.3 mit sonstigen chro­

matographischen 

Methoden 80,— 140,— 200,—

1.27.4 massenspektro-

skopisch 300,— 600,— 1200,—

1.27.5 spektralphotometrisch 30,— 70,— 140,—

1.28 Oxidierbarkeit, 

chemische (CSB) 25,— 60,— 85,—

1.29 Phenole, infrarot­

spektroskopisch 40 — 70,— 120,—

1.30 pH-Wert 15,—

1.31 Phosphat

1.31.1 gesamt 20,— 30,— 40,—

1.31.2 kondensierte 25,— 30,— 35,—

1.31.3 ortho 15,— 20,— 25,—

1.32 Redoxpotential 15,—

1.33 Rhodanide 20,—

1.34 Sauerstoffbedarf

(BSB5) 35,— 55,— 85,—

1.35 Sauerstoffgehalt 20,— 25,— 35,—

1.36 Sauerstoffzehrung

<BSB2) 20,— 30,—

1.37 Schlammbelebungs­

versuch, pro Tag 50,—

1.38 Sichttiefe 6,—

1.39 Stickstoff

1.39.1 N2 gelöst 40,— 110,— 190,—

1.39.2 organisch gebunden 40,— 60,—

1.40 Sulfat 30,— 45,—

1.41 Sulfid

(Schwefelwasserstoff) 25,— 40,— 50,—

1.42 Sulfit 20,— 30,—

1.43 Temperatur 5,—

1.44 Tenside

1.44.1 anionische 40,— 60,— 80,—

1.44.2 kationische 60,— 80,— 100,—

1.44.3 nichtionische 60,— 80,— 100,—

1.45 Thiosulfat 20,— 30,— 40,—

1.46 Toxizität 110,— 140,— 180,—

1.47 Ungelöste Stoffe

1.47.1 absetzbare Stoffe 25,—

1.47.2 Schwebstoffe 25,— 35,—

2 Für wasser- und

abwasserbiologische 

Untersuchungen 

je Probe:

2.1 Makro- und mikro­

biologische 

Untersuchungen

2.1.1 qualitativ 20,— 40,— 60,—

Gebührenklasse

1 2 3

DM DM DM

2.1.2 quantitativ 35,— 55,— 85,—

2.2 Bakteriologische

Untersuchungen

2.2.1 Koloniezahl 30,— 45,—

2.2.2 Aeromonas-Zahl 40,— 55,—

2.2.3 Escherichia coli, 

quantitativ (Coli- 

Titer oder Coli-Zahl) 75,— 110,—

2.2.4 weitergehende

bakteriologische

U ntersuchungen 35,— 70,— 115,—

2.3 Produktivitäts­

messung

2.3.1 biogene Belüftungs­

rate 40,— 60,— 80,—

2.3.2 C 14-Messung 50,—

3 Fischuntersuchungen:

3.1 Fischpathologische

U ntersuchungen

3.1.1 pathologisch­

anatomisch 20,— 30,—

3.1.2 pathologisch­

histologisch 50,— 80,— 100,—

3.1.3 parasitologisch 20,— 30,—

3.2 Fischbakteriologische

Untersuchungen 40,— 80,— 120,—

3.3 Virologische

Untersuchung 40,— 60,— 100,—

3.3.1 Blutuntersuchung 30,— 50,— 80,—

3.4 Fischtest, 

toxikologisch 

(je Verdünnung) 45,— 65,— 125,—

3.5 Rückstandsbestim­

mung 100,— 300,— nach

Auf­

wand

4 Untersuchung der

Radioaktivität:

4.1 Gesamt-«-Aktivität 70,—

4.2 Rest-ß-Aktivität 70,—

4.3 H-3-Aktivität 60,— 120,— 235,—

4.4 Gammaspektro- 

metrische Nuklid­

bestimmung (je nach 

N uklidzusammen- 

setzung) 160,— 330,— 660,—

4.5 Radiochemische Ein­

zelnuklidbestimmung 

(je nach Nuklid) 270,— 550,— C
O o o '1

4.6 Sonstige Unter- Zeitaufwand nach § 2

suchungen der zuzüglich Materialauf-

Kernstrahlung wand nach

Gestehungskosten
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Gebührenklasse 
1 2 3

DM DM DM

5 Untersuchungen an 

Ort und Stelle, die 

außerhalb des Sitzes 

der BayLWF oder 

ihrer Außenstellen 

durchgeführt werden:

Bei den unter Posi­
tionen 5.1 und 5.2 
aufgeführten Maß­
nahmen ist nur der 
Materialaufwand 
berücksichtigt. Die 
Gebühren für den 
Zeitaufwand werden 
nach § 2 gesondert 
erhoben.

5.1 Automatisch registrie­
rende Messungen
pro Stunde 3 — 6,— 12,—-

Automatische Probe­
nahme pro Stunde 3,— 6,— 12,—



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 28/1980 677

Verordnung
über die Erhebung von Gebühren und 
Auslagen für die Inanspruchnahme 

des Bayerischen Geologischen Landesamtes 
in München 
(BGLA-GebO)

Vom 22. Oktober 1980

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kostenge­
setzes (KG) erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen folgende Verordnung:

§1

Geltungsbereich

(1) Für die Inanspruchnahme des Bayerischen 
Geologischen Landesamtes in München, insbeson­
dere für Beratungen, Begutachtungen, Stellungnah­
men und Untersuchungen, werden Gebühren und 
Auslagen nach dieser Verordnung erhoben.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Lehrveranstal­
tungen.

§2

Höhe der Gebühren

(1) 'Die Höhe der Gebühren bemißt sich für Lei­
stungen, die im anliegenden Gebührenverzeichnis 
bewertet sind oder für damit vergleichbare nicht 
aufgeführte Leistungen nach diesem Verzeichnis. 
"Für die Durchführung von Spezialaufträgen sowie 
den Einsatz besonderer Geräte kann das Landesamt 
besondere Gebührenvereinbarungen treffen.

(2) 'Für die Ausarbeitung von Untersuchungser­
gebnissen, die Abfassung von Gutachten und für 
andere, ebenfalls nicht nach Absatz 1 zu bemessen- 
de Leistungen, bemißt sich die Höhe der Gebühr 
nach dem Zeitaufwand. 2Diese Gebühr beträgt:

1. für einen Beamten des 
höheren Dienstes oder ei­
nen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des höheren Dienstes ver­
gleichbaren Angestellten

2. für einen Beamten des 
gehobenen Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des gehobenen Dienstes 
vergleichbaren Angestell­
ten

3. für einen Beamten des 
mittleren Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des mittleren Dienstes 
vergleichbaren Angestell­
ten oder Arbeiter

4. für einen Beamten des 
einfachen Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des einfachen Dienstes 
vergleichbaren Angestell­
ten oder Arbeiter

je Stunde je Tag

88,— DM 670,— DM

60,— DM 470,— DM

47,— DM 360,— DM

35,— DM 270,— DM

"Bei der Ermittlung des Zeitaufwands bleibt die 
Zeit der An- und Rückreise unberücksichtigt.

(3) Dauert die Tätigkeit eines Beschäftigten einen 
oder mehrere Arbeitstage, so wird die Gebühr nach 
Tagessätzen bemessen.

(4) Jede angefangene halbe Stunde bzw. jeder an­
gefangene halbe Tag wird mit 50 v. H. der Sätze be­
rechnet.

(5) 'Die Mindestgebühr für eine Leistung
beträgt 35,-
"’Liegt der Zeitaufwand mehrerer an der 
Leistung beteiligter Beschäftigter zusam­
men nicht über 1 Stunde, so ist eine Pau­
schalgebühr von 60,
zu erheben.

(6) Wird ein Antrag zurückgenommen oder erle­
digt er sich auf andere Weise, bevor die Tätigkeit 
beendet ist, so sind die Auslagen und in den Fällen 
des Absatzes 1 je nach Stand der Sachbehandlung 
eine Gebühr bis zur vollen Höhe der im Gebühren­
verzeichnis bestimmten oder vereinbarten Gebühr, 
sonst nach Absatz 2, zu erheben.

DM.

— DM

§3

Auslagen

(1) Neben den Gebühren werden folgende Ausla­
gen erhoben:

1. Fernsprechgebühren im Fernverkehr, Telegramm- 
und Fernschreibgebühren, Postgebühren für Post­
zustellungsaufträge und für Einschreibe- und 
Nachnahmeverfahren,

2. Reisekostenvergütungen nach den Reisekostenvor­
schriften und sonstige Aufwendungen bei Ausfüh­
rung von Tätigkeiten außerhalb des Sitzes des 
Landesamtes,

3. die anderen Behörden, Dienststellen oder Perso­
nen für ihre Tätigkeiten zustehenden Beträge,

4. Aufwendungen für besonderen Geräte- und Mate­
rialbedarf,

5. Aufwendungen für vorgeschriebene Versicherun­
gen,

6. Aufwendungen für photographische Arbeiten 
(Aufnahmen, Vergrößerungen, Kontaktkopien, 
Lichtpausen etc.).

(2) Werden auf einer Dienstreise Tätigkeiten für 
verschiedene Schuldner vorgenommen, so werden 
die Auslagen nach Absatz 1 Nr. 2 auf die einzelnen 
Tätigkeiten unter Berücksichtigung der auf die je­
weiligen Verrichtungen verwendeten Zeit und der 
Entfernung der Orte des Tätigwerdens vom Sitz 
des Landesamtes angemessen aufgeteilt.
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(3) Für die auf besonderen Antrag erteilten Mehr­

fertigungen, Ablichtungen und Abschriften sind 

Auslagen zu erheben für

1. Schriftstücke nach Art. 12 KG,

2. technische Unterlagen (z. B. Zeichnungen und Plä­

ne) nach den Gestehungskosten.

§4

Aufrundung

Der geschuldete Betrag ist auf volle Deutsche 

Mark aufzurunden.

85

Schuldner

(1) Zur Zahlung der Gebühren und Auslagen ist 

verpflichtet,

1. wer das Landesamt in Anspruch nimmt,

2. in wessen Interesse die Inanspruchnahme erfolgt.

(2) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuld­

ner.

§6

Befreiungen

(1) Von der Zahlung der Gebühren und Auslagen 

sind, unbeschadet des Art. 25 Abs. 2 KG, die Behör­

den des Freistaates Bayern befreit, soweit sie nicht 

berechtigt sind, die Gebühren und Auslagen einem 

Dritten aufzuerlegen oder soweit sie die Gebühren 

und Auslagen von einem Dritten nicht einziehen 

können.

(2) Auskünfte, Ratschläge und Anregungen ein­

facher Art sind gebührenfrei.

§ 7

Abstandnahme von Gebührenerhebungen

(1) Von der Erhebung der Gebühren kann abge­

sehen werden, wenn das Landesamt Ergebnisse der 

geowissenschaftlichen Untersuchungen, die vom 

Landesamt aus eigener Initiative zu Forschungs­

zwecken durchgeführt werden, interessierten Perso­

nen oder Stellen bekanntgibt.

(2) Die Gebührenbefreiung nach Absatz 1 entbindet 

nicht von der Zahlung der Auslagen.

§8

Fälligkeit, Vorschuß, Zurückbehaltungsrecht

(1) Die Gebühren und Auslagen werden mit der 

Beendigung der Tätigkeit, in den Fällen des § 2 

Abs. 6 mit der Zurücknahme oder der vorzeitigen 

Erledigung des Antrages, fällig.

(2) ‘Eine Tätigkeit, die auf Antrag vorgenommen 

wird, kann von der Zahlung eines angemessenen 

Vorschusses abhängig gemacht werden. “Urkunden, 

Schriftstücke, Zeichnungen und dergleichen können 

bis zur Zahlung der geschuldeten Gebühren und 

Auslagen zurückbehalten oder an den Schuldner 

unter Nachnahme übersandt werden.

§9

Unrichtige Sachbehandlung

Gebühren und Auslagen, die durch unrichtige 

Sachbehandlung des Landesamtes entstanden sind, 

werden nicht erhoben.

§ 10

Schlußbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in 

Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Er­

hebung von Gebühren und Auslagen für die Inan­

spruchnahme des Bayerischen Geologischen Landes­

amtes in München vom 22. September 1976 (GVB1 

S. 439) außer Kraft.

(3) Werden ab Inkrafttreten dieser Verordnung 

Gebühren für Tätigkeiten fällig, die vor diesem 

Zeitpunkt begonnen wurden, so bemißt sich die Ge­

bühr nach den zum Zeitpunkt des Beginns der Tä­

tigkeit gültigen Vorschriften, wenn der Schuldner 

nicht darauf hingewiesen wurde, daß die Gebühr 

nach den am Fälligkeitstag geltenden Vorschriften 

bemessen wird.

München, den 22. Oktober 1980

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umwellfragen

Alfred Dick, Staatsminister
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Anlage

(zur BGLA-GebO)

Gebührenverzeichnis

zur Gebührenordnung des Bayerischen Geologischen Landesamtes

Dieses Gebührenverzeichnis gilt für die Inan­

spruchnahme des Bayerischen Geologischen Landes- 2 Bodenmechanische und

DM

amteszu Untersuchungen auf den Gebieten der
ingenieurgeologische

Geologie, Geophysik, Geochemie, 

und der Bodenkunde.

Bodenmechanik
Untersuchungen

Nicht enthaltene Aufwendungen: 2.1 Untersuchungen im Labor

In denGebührensätzen des Gebührenverzeichnisses 2.1.1 Auspressen, Bestimmen

sind solche Aufwendungen nicht enthalten, für die und Beurteilen einer un-
nach § 3 der Verordnung Auslagen zu erheben sind. gestörten Bodenprobe

Hierzu zählen insbesondere auch: nach DIN 4022 und

DIN 18 300 30,—
Die Einrichtung und Unterhaltung von Meßstellen

und Laboratorien außerhalb des Sitzes des Landes- 2.1.2 Bestimmen und Beurteilen

amtes. wie vor an einer gestörten 

Bodenprobe 5 —

2.1.3 Bestimmung des Wasser-

Gebührensätze
gehaltes 16,—

2.1.4 Siebanalyse trocken 45,—

Bodenkundliche Unter-

DM
2.1.5 Siebanalyse naß 60,—

1

suchungen 2.1.6 Schlämmanalyse 70,—

1.1 Untersuchungen im Labor
2.1.7 kombinierte Sieb- 

Schlämmanalyse 130,—
1.1.1 pH (potentiometrisch in 

Wasser, KCl oder CaCl2) 21,—
2.1.8 Bestimmung der Ausroll­

grenze 40,—
1.1.2 Humus (C-Bestimmung) 24,—

2.1.9 Bestimmung der Fließ-
1.1.3 Glühverlust 36,— grenze 70,—

1.1.4 Austauschkapazität 2.1.10 Bestimmung der
(nach MEHLICH) 43,— Schrumpfgrenze 75,—

1.1.5 austauschbare Kationen 2.1.11 Bestimmung der Dichte 45,—
(nach MEHLICH), 

je Kation 17,— 2.1.12 Bestimmung der Korn­

dichte 50,—
1.1.6 Karbonate 

(nach SCHEIBLER) 16,— 2.1.13 Bestimmung der locker­

sten und dichtesten
1.1.7 Stickstoff (Gesamt-) 42,— Lagerung 75,—

1.1.8 K20 und P2Or, (pflanzen­

verfügbar, Laktat- 

Methode) 42,—

2.1.14 Bestimmung der Wasser­

aufnahme (nach ENSLIN) 50,—

Gesamt-KjO, -NaL»0,
2.1.15 Bestimmung der kapil-

1.1.9 laren Steighöhe 60,—
-CaO, -MgO, -P.Or„

-Fe, -Mn 84,— 2.1.16 Bestimmung der Durch­

lässigkeit an bindigen
1.1.10 elektrische Leitfähigkeit 21,— Böden 105,—

1.1.11 pF-Bestimmungen 2.1.17 Bestimmung der Durch-
je Bodenhorizont 110,— lässigkeit an nichtbindigen

1.1.12 Volumenschrumpfung, Böden 85,—

je Feuchtestufe 23,— 2.1.18 Bestimmung der Durch-

1.1.13 Schlämmanalyse (Pipett- lässigkeit an grobkörnigen

methode nach KOEHN — Böden 175,—

insgesamt 7 Fraktionen) 84,— 2.1.19 Bestimmung der Luft-

1.1.14 Kombinierte Schlämm- (Gas-) Durchlässigkeit 85,—

und Siebanalyse 110,— 2.1.20 Bestimmung des optima-

1.2 Untersuchungen im len Wassergehaltes

Gelände im Proctor-Gerät 300,—

1.2.1 Wasserdurchlässigkeit, Zeitaufwand 2.1.21 Bestimmung des opti-

Bestimmung im Bohrloch nach § 2 malen Wassergehaltes

(nach HOOG-HOUDT) im Großgerät (0 30 cm) 650,—
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2.1.22 Bestimmung des opti­
malen Wassergehaltes
im CBR-Gerät 350,—-

2.1.23 Druckversuch mit unbe­
hinderter Seitendehnung 
einschließlich Zuschnei­
den der Proben 70,—

2.1.24 Kompressionsversuch im
KD-Gerät oder in der 
Triaxialzelle 310,—

2.1.25 wie Position 2.1.24 mit
Wiederbelastung 440,—

2.1.26 Rahmenscherversuche bei 
4 Einzelversuchen, konso­
lidierter Schnellversuch 340,—

2.1.26.1 für jeden weiteren
Einzelversuch 85,—

2.1.27 wie Position 2.1.26 mit 
ungestörtem Probeneinbau 440,—

2.1.27.1 für jeden weiteren Einzel­
versuch 110,—

2.1.28 Dreiaxialer Druckversuch
an bindigen Böden bei 
drei Einzelversuchen als 
konsolidierter oder nicht 
konsolidierter Schnell­
versuch 560,—

2.1.29 Dreiaxialer Druckversuch 
an nichtbindigen Böden
bei drei Einzelversuchen 530,—

2.1.30 Dreiaxialer Druckversuch 
an bindigen Böden mit 
Rückdruck, Einzelversuch 450,—

2.1.31 Dreiaxialer Druckversuch
an nichtbindigen Böden 
mit Rückdruck, Einzel­
versuch 425,—

2.2 Untersuchungen im 
Gelände

2.2.1 Sondierungen mit der 
leichten Rammsonde

2.2.1.1 ohne bauseitige Gestellung 
von Hilfskräften,
je lfm  16,—

2.2.1.2 bei bauseitiger Gestellung 
von mindestens einer 
Hilfskraft
je lfm Handrammung  14,—

2.2.1.3 für Positionen 2.2.1.1 mit
2.2.1.2 mindestens jedoch 100,—

2.2.1.4 bei Verwendung einer 
Schlitzstange erhöht sich 
die Gebühr der Positionen
2.2.1.1 bis 2.2.1.3 je lfm um  14,—

2.2.2 Bereitstellung der Geräte 
für Drehflügelsondierung
pro Tag 65,—

2.2.3 Bereitstellung der Geräte 
für Standardsondierung
in Bohrungen
pro Tag 65,—

DM

2.2.4 Bereitstellung der Geräte 
für optische Bohrloch­
sondierung
pro Tag 350,—

2.2.5 Bereitstellung der Geräte 
für Lastplattenversuch 
ohne Gestellung der 
Gegenlast
pro Tag 70,—

2.2.6 Bestimmung des Raum­
gewichtes durch Ersatz­
methode 45,—

2.2.7 Entnahme von gestörten
Proben 5,—

2.2.8 Entnahme von ungestör­
ten Proben usw. 21,—

2.2.9 Profilaufnahme an 
Bohrkernen

2.2.10 Kluftmessungen im 
anstehenden Gestein 
und Auswertung

2.2.11 Schadensaufnahmen

2.2.12 Geodätische Messun­
gen an Bauwerken 
und im Gelände

Zeitaufwand 
nach § 2 zuzüg­
lich Materialauf­
wand nach Ge­
stehungskosten

2.3 Modellversuche über 
erdstatische Pro­
bleme, Strömungs­
aufgaben u. ä. Frage­
stellungen

3 Chemische Unter­

suchungen

3.1 Arbeiten allgemeiner Art

Die Vergütungssätze um­
fassen lediglich die un­
mittelbare Ausführung 
der in den einzelnen Po­
sitionen angeführten Ar­
beiten. Vorbereitungsar­
beiten, Abscheidungen 
störender Stoffe, Anrei­
cherungen, schwierige 
Trennungen und ähnliche 
Arbeiten sind in den an­
gegebenen Sätzen nicht 
inbegriffen. Sie werden 
im allgemeinen gesondert 
berechnet.

3.1.1 Extraktion nach 
SOXHLET, GROSSFELD
oder durch Perforation 35,—

3.1.2 pH-Wert potentiometrisch 17,—

3.1.3 Qualitative Prüfung 
(Identifizierungen u. ä.)
durch einfache Reaktionen 15,—

3.1.4 Qualitativer Nachweis 
anorganischer Stoffe in 
Wässern, Gesteinen,
Erzen, Mineralien usw.
je Element bzw. Ion 15,—
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3.1.5 Quantitative Bestimmung

der Feuchtigkeit in festen 

Stoffen durch Trocknen 17,—

3.1.6 Quantitative Bestimmung 

des Wassergehaltes in 

Salzen, Mineralien usw.

durch direkte Bestimmung 32,—

3.1.7 Bestimmung von Glüh­

verlust bzw. -rückstand 32,—

3.2 Untersuchungen von

Trink-, Gebrauchs-, Heil-, 

Mineral-, Thermal- und 

Abwasser (physikalische 

Messungen und quantita­

tiv-chemische Bestim­

mungen)

3.2.1 Klarheit, Färbung,

Geruch, Reaktion (quäl.) 17,—

3.2.2 pH-Wert, potentio-

metrisch  17,—

3.2.3 Rückstand, gesamt 25,—

3.2.4 Abdampf-Rückstand 20,—

3.2.5 Rückstand, mit Glüh­

verlust (nach Carbo- 

natierung) 35,—

3.2.6 Oxydierbarkeit

(KMnOj-Verbrauch) 35,—

3.2.7 Härte, gesamt (nach

SCHWARZENBACH) 22,—

3.2.8 Härte, Carbonat  17,—

3.2.9 Alkalität (p- und m-Wert) 20,—

3.2.10 Acidität 20,—

3.2.11 Chlorid 15,—

3.2.12 Sulfat 30,—

3.2.13 Sulfid

(Schwefelwasserstoff) 35,—

3.2.14 Nitrat 20,—

3.2.15 Nitrit 25,—

3.2.16 Ammonium 25,—

3.2.17 Phosphat 35,—

3.2.18 Arsenal (Arsen) 60,—

3.2.19 Eisen 20,—

3.2.20 Mangan 22,—

3.2.21 Calcium 20,—

3.2.22 Magnesium 20,—

3.2.23 Blei 60,—

3.2.24 Natrium 30,—

3.2.25 Kalium 35,—

3.2.26 Lithium 50,—

3.2.27 Kieselsäure 30,—

3.2.28 Kohlensäure, freie 25,—

3.2.29 Kohlensäure, angreifende

durch Marmorversuch 25,—

3.2.30 Sauerstoff, freier 40,—

3.2.31 Schwefelwasserstoff 50,—

3.2.32 Detergentien

(anionenaktiv) 35,—

DM

3.2.33 Schwebstoffe, absetzbare 25,—

3.2.34 Schwebstoffe, Gesamt­

gehalt 20,—

3.2.35 Gebrauchsanalyse 300,—

3.2.36 Betonaggressivität 120,—

3.3 Untersuchungen von

Erzen, Mineralien, Gestei­

nen, technischen Rohpro­

dukten usw. (quantitativ­

chemische Bestimmungen):

3.3.1 Silber 30,—

3.3.2 Gold 30,—

3.3.3 Barium 40,—

3.3.4 Blei 40,—

3.3.5 Calcium 30,—

3.3.6 Chlor

3.3.6.1 Gesamtgehalt 20,—

3.3.6.2 Chlorid 15,—

3.3.7 Eisen

3.3.7.1 Gesamtgehalt 30,— •

3.3.7.2 Eisen II und Eisen III 50,—

3.3.8 Fluor 30,—

3.3.9 Kalium 30,—

3.3.10 Kohlendioxid (Kohlen­

säure) 40,—

3.3.11 Kupfer 40,—

3.3.12 Lithium 40,—

3.3.13 Magnesium 40,—

3.3.14 Mangan, Gesamtgehalt 40,—

3.3.15 Natrium 25,—

3.3.16 Phosphor SO­

3.3.17 Schwefel

3.3.17.1 Gesamtgehalt SO,—

3.3.17.2 Sulfat 30,—

3.3.17.3 Sulfid 40,—

3.3.17.4 elementar 40,—

3.3.18 Siliciumdioxid (Kiesel­

säure) 40,—

3.3.19 säurenunlöslicher Rück­

stand (Gangart) 30,—

3.3.20 Strontium 35,—

3.3.21 Titan 30,—

3.3.22 Zink 35,—

3.3.23 Silicatvollanalyse, normal 350,—

3.4' Röntgenfl uoreszenz- 

analyse (RFA) simultan

3.4.1 Haupt- oder Spuren­

elemente 60,—

3.4.2 Haupt- und Spuren­

elemente 120,—



682 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 28/1980

DM

3.5 Atomabsorptionsanalyse
(AAS)

3.5.1 qualitativ,
pro Element 8,—

3.5.2 quantitativ,
pro Element 40,—

3.6 Probenvorbereitung für

RFA und AAS

3.6.1 Mahlen auf Analysen­
feinheit
pro Probe

3.6.2 Schmelzaufschluß, 
pro Probe (RFA)

3.6.3 Säureauszug, 
pro Probe (AAS)

4 Geophysikalische Unter­

suchungen

4.1 Untersuchungen im 
Gelände

4.1.1 Bereitstellung eines 

Meßwagens für

4.1.1.1 Geoelektrische Messungen 
(Tiefensondierung nach 
SCHLUMBERGER, Kar­
tierung nach 4-Punkt- 
Methode und nach 
ENSLIN-Methode)
pro Tag  150,—

4.1.1.2 Refraktionsseismische 
Messungen (24-Spur- 
Apparatur)

mit Anregung durch 
Hammerschlag,
pro Tag 500,—

mit Anregung durch Fall­
gewicht oder Klein­
sprengungen,

pro Tag 600,—

4.1.2 Bereitstellung der 
Geräte für

4.1.2.1 Geomagnetische Mes­
sungen,
pro Tag 50,—

4.1.2.2 Radioaktivitätsmessungen 
(Rn-Gehalt in Bodenluft 
und Wasser, Gamma- 
Strahlungsmessungen, 
Beta-Gamma-Strahlungs- 

messungen an Bohrkernen 
und Proben),

pro Tag 40,—

4.2 Untersuchungen im Labor

4.2.1 Qualitative Aktivitäts­
analyse,
je Probe 20,—

11,—

8,—

6,—
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4.2.2 Quantitative Aktivitäts­
analyse

4.2.2.1 Gesamtanalyse in U-Äqu.,
je Probe 30,—

4.2.2.2 Analyse, aufgeteilt in 
KoO-Anteil und U + Th- 
Anteil,
je Probe  70,—

4.2.2.3 Analyse, aufgeteilt in 
KsO-Anteil,
U-Anteil,
Th-Anteil,
je Probe 90,—

5

5.1

5.1.1

5.1.1.1

5.1.1.2

5.2

5.2.1

5.2.2

5.2.3

5.3

5.3.1

5.3.2

5.3.3

5.3.4

5.4

5.4.1

5.4.2

Hydrogeologische Unter­

suchungen

Markierungsversuche des Zeitaufwand 
Grundwassers zurBestim- nach § 2 zuzüg- 
mung von Fließrichtung lieh Materialauf- 
und Fließgeschwindigkeit wand nach Ge­

stehungskosten

Fluoreszenzspektrometri- 
sche Bestimmung von 
Farbstoffen in Wasser­
proben

pauschal für 1—10 Proben  60,—

jede weitere Probe  5,—

Bereitstellung von 
Geräten zur Entnahme 
von Wasserproben pro 
Bohrung oder Aufschluß

Schöpfer  30,—

Säugpumpe  50,—

Unterwasser-Probenent- 
nahmepumpe 50,—

Bereitstellung von Gerä­
ten zur Messung von 
Wasserproben in Brunnen 
und Grundwassermeß­
stellen
je Meßstelle oder Bohrung 
(ohne Meßschreiber)

Temperatur (elektrisch)  30,—

elektrische Leitfähigkeit  30,—

pH/Redoxpotential  35,—

Sauerstof fgehalt
(elektrisch)  40,—

Bereitstellung von Gerä­
ten zur Messung des 
Grundwassers in Brunnen 
und Grundwassermeßstel­
len, Registrierung mittels 

Meßschreiber, 
pro Tag

Kombinierte Messung der 
Temperatur und elektri­
scher Leitfähigkeit  80,—

Bestimmen der Filter­
strecken in Kunststoff­
rohren 65,—



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 28/1980 683

DM

5.5 Bohrlochmessungen in 
Tiefbohrungen

5.5.1 Grundgebühr für die 
Bereitstellung einer kom­
pletten Bohrlochmeß­
apparatur einschließlich 
Bedienungspersonal für 
eine oder eine Reihe auf­
einanderfolgender Mes­
sungen in einer Tief­
bohrung sowie Lieferung 
der Meßdiagramme (wahl­
weise drei Papierlicht­
pausen oder eine Trans­
parentlichtpause)
je Meßverfahren 800,—

5.5.2 Tiefenzuschlag

Für die unter Positionen
5.5.3.1 bis 5.5.3.7 aufge­
führten Meßverfahren 
wird ein Tiefenzuschlag 
von Ackersohle bis zum 
tiefsten Meßpunkt berech­
net; als Minimum werden 
je Meßverfahren der 
Tiefenzuschlag für 100 m 
durchfahrene Strecke in 
Anrechnung gebracht.
Beim Flowmeter wird der 
Meßzuschlag nur einmal 
und zwar für die Nullfahrt 
berechnet. Der Tiefenzu­
schlag beträgt
je gefahrenen Meter 0,50
mindestens jedoch  50,—

5.5.3 Meßzuschlag

Für die unter den Po­
sitionen 5.5.3.1 bis 5.5.3.7 
aufgeführten Meßver­
fahren wird ein Meßzu­
schlag je Meter gemesse­
ner Strecke berechnet. Als 
Minimum wird je Meß­
verfahren der Meßzuschlag 
für 100 m Meßstrecke in 
Anrechnung gebracht.

5.5.3.1 Widerstandsmessung (ES)

2 Normale (16/64" oder 
8/32")
je Meter Meßstrecke 2,—
mindestens jedoch 200,—

5.5.3.2 Widerstandsmessung 
(ES + SP)

1 Normale (16" oder 8") 
und Eigenpotential (SP) 
je Meter Meßstrecke 2,—
mindestens jedoch 200,—

5.5.3.3 Gamma-Log (GR) wahl­
weise mit Registrierung 
der Meßgeschwindigkeit
oder einer zweiten 
GR-Kurve
je Meter Meßstrecke 3,—
mindestens jedoch 300,—

5.5.3.4 Temperaturmessung 
(TEMP)
je Meter Meßstrecke 2,—
mindestens jedoch 200,—
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5.5.3.5 Wasserzuflußmessung
(FLOW) einschließlich Re­
gistrierung der Meß­
geschwindigkeit
je Meter Meßstrecke 
mindestens jedoch

2,50
250,—

5.5.3.6 Kalibermessung (KAL) 
je Meter Meßstrecke 
mindestens jedoch

2,50
250,—

5.5.3.7 Spülungs- und Wasser­
widerstandsmessung (RES) 
je Meter Meßstrecke 
mindestens jedoch

1,50
150,—

5.5.4 Entnahme von Wasser­
proben mittels Schöpfer 
(ca. 2 1)

von 0—100 m je Wasser­
probe 100,—

von 100—200 m je Wasser­
probe 150,—

von 200—300 m je Wasser­
probe 200,—

von 300—400 m je Wasser­
probe 250,—

5.5.5 Wartezeiten, die vom Auf­
traggeber zu vertreten 
sind,
bis zu 2 Stunden ohne Berechnung
jede weitere Stunde 150,—

6 Mineralogische und 

petrographische Unter- 

suchungen

6.1 Makroskopische und 
mikroskopische Gesteins­
und Mineralbestimmung

6.1.1 Gesteinsbestimmung,
makroskopisch 22,—

6.1.2 Mikroskopische Unter­
suchung von Gesteinsprä­
paraten; Einzelunter­
suchungen normierter 
Gesteine nach ihren 
Hauptgemengteilen

6.1.2.1 Bestimmung der qualita­
tiven Zusammensetzung 200,—

6.1.2.2 Bestimmung der quanti­
tativen Zusammen­
setzung 190,—

6.1.2.3 Statistische Untersuchung 
des Korngefüges an einer 
Komponente 330,—

6.1.3 Mikroskopische Unter­
suchung von Gesteins­
präparate in Serien und 
Untersuchungen spezieller 
Zielsetzung

Zeitaufwand 
nach § 2 zuzüg­
lich Materialauf 
wand nach Ge­
stehungskosten
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6.1.4 Mikrophotoaufnahme von 

Gesteinspräparaten

DM

Aufschlag- bei Kunstharz­

präparation 10,—

a) Einzelaufnahme mit

Negativ  40,—

b) Einzelaufnahme

Polaroid  35,—

c) Serienaufnahme mit

Negativ 25,—

d) Serienaufnahme

Polaroid ___  20,—

6.2 Gesteinspräparation

6.2.1 Schneiden von Mineralien

und Gesteinen .je nach 

Härte, Größe und Anzahl 

der Proben

Richtpreis bei Gesteins­

proben normaler Be­

schaffenheit, bis ca.

30 cm2 Schnittfläche, 

bei 1 bis 5 Proben 18,—

bei allen weiteren Proben 12,—

Aufschlag bei Kunst-

harzpräparation 10,—

Anfertigung eines An­

schliffes von Handstück 

oder Kernstück pro 1 cm2 1,50

Zeitaufwand 

nach § 2 zuzüg­

lich Materialauf­

wand nach Ge­

stehungskosten

6.3 Röntgerispektralanalysen

6.3.1 Ausführung und qualita­

tive Auswertung 100,—

6.3.2 Ausführung und quanti­

tative Auswertung 

je Element 60,—

6.4 Röntgenbeugungsanalysen

6.4.1 Qualitative Mineral­

bestimmung 120,—

6.4.2 Quantitative Mineralbe­

stimmung 

je Phase 100,—

6.5 Schlämmanalysen

6.5.1 ATTERBERG-Verfahren 

(0,02 mm, 0,006 mm und 

0,002mm) 130,—

6.6 Körnerpräpa rate

6.6.1 Qualitative Bestimmung 

eines Körnerpräparates 80,—

6.6.2 Quantitative Mineralbe­

stimmung eines Körner­

präparates 130,—

6.2.3 Anfertigung eines Ge­

steinsdünnschliffes, 

Einzelanfertigung 

Serienanfertigung ab 

10 Stück

Sonderanfertigungen 

(Großschliffe etc.)

20,—

15,—

Zeitaufwand 

nach § 2 zuzüg­

lich Materialauf­

wand nach Ge­

stehungskosten

6.7 Schwermineralanalysen

6.7.1 Mineraltrennung mit 

schweren Lösungen oder 

magnetisch

(je Fraktion)  50,—

6.7.2 Qualitative Schwer­

mineralbestimmung 80,—

6.7.3 Quantitative Schwer­

mineralbestimmung  130,—
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Verordnung
über die Erhebung von Gebühren und 
Auslagen für die Inanspruchnahme des 

Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz 
in München 
(LfU-GebO)

Vom 22. Oktober 1980

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kostenge­
setzes (KG) erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen folgende Verordnung:

§ 1

Geltungsbereich

:iBei der Ermittlung des Zeitaufwands bleibt die Zeit 
der An- und Rückreise unberücksichtigt.

(1) Für die Inanspruchnahme des Bayerischen Lan­
desamtes für Umweltschutz in München, insbeson­
dere für Beratungen, Begutachtungen, Stellungnah­
men und Untersuchungen, werden Gebühren und 
Auslagen nach dieser Verordnung erhoben.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Lehrveran­
staltungen.

§ 2

Höhe der Gebühren

(1) Die Höhe der Gebühren bemißt sich für Leistun­
gen, die im anliegenden Gebührenverzeichnis bewer­
tet sind oder für damit vergleichbare nicht aufge­
führte Leistungen nach diesem Verzeichnis.

(2) Für die Durchführung von besonderen Leistun­
gen und für den Einsatz besonderer Geräte kann das 
Bayerische Landesamt für Umweltschutz besondere 
Gebührenvereinbarungen treffen.

(3) 'Für die Ausarbeitung von Untersuchungsergeb­
nissen, die Abfassung von Gutachten und für andere, 
ebenfalls nicht nach Absatz 1 zu bemessende Leistun­
gen, bemißt sich die Höhe der Gebühr nach dem Zeit­
aufwand. "Diese Gebühr beträgt:

je Stunde je Tag

1. für einen Beamten des
höheren Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des höheren Dienstes ver­
gleichbaren Angestellten 88,— DM 670,— DM

2. für einen Beamten des
gehobenen Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des gehobenen Dienstes 
vergleichbaren Angestell­
ten 60,— DM 470,— DM

3. für einen Beamten des
mittleren Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des mittleren Dienstes 
vergleichbaren Angestell­
ten oder Arbeiter 47,— DM 360,— DM

(4) Dauert die Tätigkeit eines Beschäftigen einen 
oder mehrere Arbeitstage, so wird die Gebühr nach 
Tagessätzen bemessen.

(5) Jede angefangene halbe Stunde bzw. jeder an­
gefangene halbe Tag wird mit 50 v. H. der Sätze be­
rechnet.

(6) 'Die Mindestgebühr für eine Leistung
beträgt 35,— DM.
"Liegt der Zeitaufwand mehrerer an der 
Leistung beteiligter Beschäftigen zusam­
men nicht über 1 Stunde, so ist eine 
Pauschalgebühr von 60,— DM
zu erheben.

(7) Wird ein Antrag zurückgenommen oder erledigt 
er sich auf andere Weise, bevor die Tätigkeit been­
det ist, so sind die Auslagen und in den Fällen der 
Absätze 1 und 2 je nach dem Stand der Sachbehand- 
lung eine Gebühr bis zur vollen Höhe der im Ge­
bührenverzeichnis bestimmten oder der vereinbarten 
Gebühr, sonst die Gebühr nach Absatz 3, zu erheben.

§ 3

Auslagen

(1) Neben den Gebühren werden folgende Ausla­
gen erhoben:

1. Fernsprechgebühren im Fernverkehr, Telegramm- 
und Fernschreibgebühren, Postgebühren für Post­
zustellungsaufträge und für Einschreibe- und 
Nachnahmeverfahren,

2. Reisekostenvergütungen nach den Reisekosten­
vorschriften und sonstige Aufwendungen bei Aus­
führung von Tätigkeiten außerhalb des Sitzes des 
Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz,

3. die anderen Behörden, Dienststellen oder Perso­
nen für ihre Tätigkeiten zustehenden Beträge,

4. Aufwendungen für besonderen Geräte- und Ma­
terialbedarf,

5. Aufwendungen für vorgeschriebene Versicherun­
gen,

6. Aufwendungen für photographische Arbeiten 
(Aufnahmen, Vergrößerungen, Kontaktkopien, 
Lichtpausen, etc.).

4. für einen Beamten des 
einfachen Dienstes oder 
einen nach seiner Vergü­
tung mit einem Beamten 
des einfachen Dienstes 
vergleichbaren Angestell­
ten oder Arbeiter  35,— DM 270,— DM

(2) Werden auf einer Dienstreise Tätigkeiten für 
verschiedene Schuldner vorgenommen, so werden 
die Auslagen nach Absatz 1 Nr. 2 auf die einzelnen 
Tätigkeiten unter Berücksichtigung der auf die je­
weiligen Verrichtungen verwendeten Zeit und der 
Entfernung der Orte des Tätigwerdens vom Sitz des 
Landesamtes angemessen aufgeteilt.
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(3) Für die auf besonderen Antrag erteilten Mehr­

fertigungen, Ablichtungen und Abschriften sind 

Auslagen zu erheben für

1. Schriftstücke nach Art. 12 KG,

2. technische Unterlagen (z. B. Zeichnungen und 

Pläne) nach den Gestehungskosten.

§ 4

Aufrundung

Der geschuldete Betrag ist auf volle Deutsche 

Mark aufzurunden.

§ 5

Schuldner

(1) Zur Zahlung der Gebühren und Auslagen ist 

verpflichtet,

1. wer das Bayerische Landesamt für Umweltschutz 

in Anspruch nimmt,

2. in wessen Interesse die Inanspruchnahme erfolgt.

(2) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuld­

ner.

§ 6

Befreiungen

(1) Von der Zahlung der Gebühren und Auslagen 

sind, unbeschadet des Art. 25 Abs. 2 KG, die Behör­

den des Freistaates Bayern befreit, soweit sie nicht 

berechtigt sind, die Gebühren und Auslagen einem 

Dritten aufzuerlegen oder soweit sie die Gebühren 

und Auslagen von einem Dritten nicht einziehen 

können.

(2) Auskünfte, Beratungen und Anregungen ein­

facher Art sind gebührenfrei.

§ 7

Abstandnahme von Gebührenerhebungen

(1) Von der Erhebung der Gebühren kann abge­

sehen werden, wenn das Bayerische Landesamt für 

Umweltschutz wissenschaftliche Arbeitsergebnisse, 

die vom Landesamt aus eigener Initiative zu For­

schungszwecken durchgeführt werden, in- oder aus­

ländischen interessierten Personen oder Stellen be­

kanntgibt.

(2) Die Gebührenbefreiung nach Absatz 1 entbin­

det nicht von der Zahlung der Auslagen.

§ 8

Fälligkeit, Vorschuß, Zurückbehaltungsrecht

(1) Die Gebühren und Auslagen werden mit der 

Beendigung der Tätigkeit, in den Fällen des § 2 

Abs. 7 mit der Zurücknahme oder der vorzeitigen 

Erledigung des Antrages, fällig.

(2) 'Eine Tätigkeit, die auf Antrag vorgenommen 

wird, kann von der Zahlung eines angemessenen 

Vorschusses abhängig gemacht werden. L‘Urkunden, 

Schriftstücke, Zeichnungen und dergleichen können 

bis zur Zahlung der geschuldeten Gebühren und 

Auslagen zurückbehalten oder an den Schuldner 

unter Nachnahme übersandt werden.

§ 9

Unrichtige Sachbehandlung

Gebühren und Auslagen, die durch unrichtige 

Sachbehandlung des Landesamtes entstanden sind, 

werden nicht erhoben.

§ 10

Schlußbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in 

Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Er­

hebung von Gebühren und Auslagen für die Inan­

spruchnahme des Bayerischen Landesamtes für Um­

weltschutz in München vom 22. September 1976 

(GVB1 S. 445) außer Kraft.

(3) Werden ab Inkrafttreten dieser Verordnung 

Gebühren für Tätigkeiten fällig, die vor diesem Zeit­

punkt begonnen wurden, so bemißt sich die Gebühr 

nach den zum Zeitpunkt des Beginns der Tätigkeit 

gültigen Vorschriften, wenn der Schuldner nicht dar­

auf hingewiesen wurde, daß die Gebühr nach den 

am Fälligkeitstag geltenden Vorschriften bemessen 

wird.

München, den 22. Oktober 1980

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen

Alfred Dick, Staatsminister
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Anlage

(zur LfU-GebO)

Gebührenverzeichnis

zur Gebührenordnung des Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz

Dieses Gebührenverzeichnis gilt für die Inan­
spruchnahme des Bayerischen Landesamtes für Um­
weltschutz für Untersuchungen und Ingenieurlei­
stungen.

Nicht enthaltene Aufwendungen:
In den Gebührensätzen des Gebührenverzeichnisses 
sind solche Aufwendungen nicht enthalten, für die 
nach § 3 der Verordnung Auslagen zu erheben sind.

1

1.1

1.2

2

2.1

2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

2.7

2.8

2.9

2.10 

2.11 

2.12 

2.13

3

3.1

3.2

3.3

3.4

Gebührensätze

DM DM

Probenahme 3.5 Glühverlust 33,—

Probenahme von Flüssig-
3.6 pH-Wert Bestimmung 17,—

keiten und Feststoffen 40,— 3.7 Leitfähigkeit 20,—
zuzüglich
Zeitaufwand

3.8 Dichte 17,—

nach § 2 3.9 Brechungsindex 38,—

Probenahme von Gasen 70,— 3.10Viskosität 28,—

zuzüglich
Zeitaufwand

3.11Flammpunkt 38,—

nach § 2 3.12Brennpunkt 38,—

3.13Heizwertbestimmung 60,—

3.14Temperaturmessung 22,—

Proben vorbereitungskosten 3.15Säulen- oder Gelper- 
mationschromatographie 50,—

Mischen (Homogenisierung) 17,—
3.16Dünnschichtchromato-

Trocknen 17,— graphie 50,—

Mahlen 22,— 3.17Fischtest, toxikologisch

Fraktionieren (Sortieren) 44,—
(je Verdünnung) 70,—

Zentrifugieren 33,—
3.18(BSB.-,) Sauerstoffbedarf 70,—

Extrahieren 38,—
3.19(CSB) ehern. Sauerstoff­
bedarf 85,—

Destillieren 50,—
3.20Bestimmung von Färbung

Auslaugversuch (Schütteln) 38,— und Geruch 17,—

Auslaugversuch mit Kolonne 650,— 3.21 Bestimmung von Durch-

Aufschluß )e Probe 6,—
sichtigkeit oder Trübung 20,—

Filtrieren, Auswaschen 17,—
3.22Gesamtkohlenwasserstoffe 55,—

Derivatisieren 33,—
3.23Gesamtphenole 55,—

Probenaufschluß von orga­
nischem Material für

4 Physikalisch-chemische

y-Spektrometrie

Naßchemische, biologische

60,—

4.1

Untersuchungen

Aufnahme und qualitative 
Auswertung von Röntgen­
fluoreszenzspektren 100,—

und physikalische Bestim-
4.2 Quantitative Bestimmung 

pro Element durch
mungen Röntgenfluoreszenz 60,—

Qualitativer Einzelnachweis 4.3 Qualitative Atomabsorp-

pro Element oder Ion 17,-— tionsanalyse 
pro Element 15,—

Quantitative Bestimmung 
pro Element oder Ion 50,— 4.4 Quantitative Atomabsorp­

tionsanalyse
Bestimmung des Wasser- pro Element 55,—
gehaltes 17,—-

4.5 Aufnahme eines Ultra-

Bestimmung des Abdampf- violett-Spektrums mit

rückstandes 22,— Auswertung 45,—



688 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 28/1980

DM DM

4.6 Aufnahme eines Infrarot- 5 Mikroskopie und Korn-
Spektrums mit Auswertung 70,— größenanalyse

4.7 Quantitative Infrarot- 5.1 Qualitative mikroskopische
Spektroskopie Untersuchungen mit Klassi-
je Komponente 55,— fizierung 220,—

4.8 Massenspektroskopische 

Untersuchungen ohne 
GC-Trennung 150 —

5.2 Quantitative mikro­
skopische Bestimmungen 220,—

5.3 Mikrophoto-Auf nahmen

4.9 Massenspektrometrische 
Untersuchungen mit 
GC-Trennung

a) Einzelaufnahme mit 
Negativ 35 —

Grundgebühr 300,— b) Einzelaufnahme
Polaroid 30,—

zusätzlich je massen- 
spektrometrisch bestimm- c) Serienaufnahme mit

ter Komponente 75,— Negativ 20,—

4.10Aufnahme eines Gaschro- 

matogrammes mit 
qualitativer Auswertung 70,— 5.4

d) Serienaufnahme
Polaroid

Korngrößenanalyse durch 
Schwerkraft windsichtung

15,—

95,—
4.11 Quantitative, gaschromato-

graphische Bestimmung 5.5 Siebanalyse trocken 50,—

Grundgebühr 70,— 5.6 Siebanalyse naß 70,—

zuzüglich je Komponente 25,— 5.7 Sedimentationswaage 75,—

4.12Elementaranalyse C-, H-, 5.8 Oberflächenbestimmung

N-Bestimmung 95,— nach BET-Methode 95,—

4.13Kohlenstoffbestimmung in 

Wasser TIC und TOC 55,—

5.9 Qualitative rasterelektro­
nenmikroskopische (REM) 
Untersuchung mit Klassifi-

4.14Quantitative und qualita- zierung 250,—

tive Bestimmung pro Spek­
trum durch /-Spektrome- 
trie (Ge- oder Ge(Li)- 
Detektor) 300,—

5.10Quantitative REM-Unter- 
suchung einschließlich 
Elementbestimmung mit 

Mikrosonde

4.15Bestimmung der Grundgebühr 300,—

-(»-Aktivität 65,— 5.11 Zusätzliche quantitative

-a + [1-Aktivität 65,—
Bestimmung pro Element 
mit Mikrosonde 60,—

4.16Thermogravimetrische oder 
differentialthermoanalyti- 

sche Untersuchung ein-

5.12REM-Einzelaufnahmen

a) mit Negativ 45,—

schließlich Auswertung 120,— b) mit Polaroid 35,—

4.17Aufnahme und qualitative c) Serienaufnahme mit

Auswertung eines Proto- Negativ 30,—

nenresonanzspektrums 70,—
d) Serienaufnahme mit

4.18Quantitative Protonen­
resonanzspektroskopie

Polaroid 25,—

4.19

je Komponente

Fluorimetrische Uranbe-

55,—
6 Kosten für den Einsatz von

besonderen Geräten
Stimmung einschließlich
Probenaufbereitung 400,—

6.1 Kosten für den Einsatz des
4.20Flüssigszintillationsmes- Laborwagens

sungen 160,— pro Tag 450,—

4.21 Radiochemische Einzel- zusätzlich Ge-
nuklidbestimmung (Sr 89/90) bühren für die
einschließlich Proben- durchgeführten
aufbereitung 500,— Untersuchungen

4.22Aufnahme eines /-Spek­
trums einer Umweltprobe

6.2 Kosten für den Einsatz des 

Lärmmeß wagens
(qualitativer Nuklidnach- pro Tag 250,—
weis) mit NaJ-Detektor 50,—

zusätzlich Ge-
4.23/-spektrometrische Auswer- bühren für die

tung einer Umweltprobe durchgef üh rten
mittels Vielkanalanalysator 80,— Untersuchungen
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6.3 Kosten für den Einsatz des 

Bohrgerätes

pro Tag 250,— ■

Kosten für die Bohrung

je lfd. Meter Bohrtiefe  50,—

6.4

6.5

Kosten für den Einsatz des 

Luftmeß wagens

pro Tag 250,—

zuzüglich Gebüh­

ren hach Nr. 7.1

Kosten für den Einsatz des

Aerologischen Meßzuges

pro Tag 450,— -

zuzüglich Gebüh­

ren nach Nr. 7.2

6.6 Kosten für den Einsatz des 

Emissionsmeßwagens 

pro Tag 450,—

zuzüglich Gebüh­

ren für die 

durchgeführten 

Untersuchungen 

nach Nr. 7.3

6.7 Kosten für den Einsatz des 

Strahlenmeß wagens 

pro Tag 100,—

zuzüglich Gebüh­

ren für durchge­

führte Untersu­

chungen

6.8 Kosten für den Einsatz des 

Strahleneinsatzwagens 100,—

zuzüglich Gebüh­

ren für durchge­

führte Untersu­

chungen

6.9 Kosten für den Einsatz der 

Hazemag-Müllsortier- 

und Müllzerkleinerungs­

anlage 

je Woche 800,—

zuzüglich Trans­

portkosten nach 

Aufwand

6 10 Kosten für den Einsatz des 

Arbeitszeltes (2400 m2 bis 

3200 m2)

je nWMonat 1,—

zuzüglich Zeit­

aufwand nach § 2 

für Auf- und Ab­

baupersonal und 

Transportkosten 

nach Aufwand

7 Immissionsmessungen/ 

Emissionsmessungen

7.1 Luftverunreinigungsmes­

sungen pro Komponente je 

Halbstundenmittelwert 25,—

7.2 Messung der meteorologi­

schen Parameter pro Para­

meter je Halbstunden­

mittelwert  25,—

DM

7.3 Emissionsmessungen pro 

Komponente 150,—

7.4 Lärmmessungen mit Hand­

pegelmeßgeräten 45,—

zuzüglich Zeit­

aufwand nach § 2

7.5 Lärmmessungen mit 

Aufzeichnung 150,—

' z.üzüglich Zeit­

aufwand nach § 2

7.6 Strahlenschutzmessungen

mit

— Dosisleistungsmeß­

geräten 45,—

— Kontaminationsmeß­

geräten 45,—

7.7 Erschütterungsmessungen 

mit Aufzeichnung 150,—

zuzüglich Zeit­

aufwand nach § 2

8 Photographische Arbeiten

8.1 Aufnahme S/W

8.2 Aufnahme farbig

8.3 Reproduktion KB

8.4 Vergrößerung S/W 13/18 cm

18/24 cm 

unter 13/18 cm 

über 18/24 cm

8.5 Vergrößerung farbig

8.6 Lichtpausen

9 Ingenieurleistungen

9.1 Ingenieurleistungen, z. B. Zeitaufwand 

Begutachtung von Bauplä- nach § 2 zuzüg- 

nen im Hinblick auf den lieh Auslagen 

bautechnischen Strahlen- und Material­

schutz, Begutachtung von kosten nach 

gewerblichen Anlagen und Anfall

von Bauleitplänen unter 

Lärmschutzgesichtspunkten 

und Einzelplanungen auf 

den Gebieten des Natur­

schutzes, des Landschafts­

schutzes und der Land­

schaftspflege

9.2 Ingenieurleistungen auf dem 

Gebiet Abfallwirtschaft

9.2.1 Die Gebühr für folgende In­

genieurleistungen 

Vorentwürfe,

Bauentwürfe,

Bauvorlagen,

Nachprüfen von Aus­

führungszeichnungen,

15,—  bis 25,—  

25,—  bis 45,—  

5,—

4, —

5, —

3,—

nach Aufwand, 

mindestens 

jedoch 10,—

nach Aufwand

nach Aufwand
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Oberleitungen der Bau­

ausführung, 
örtliche Bauleitungen, 
Gesamtbauleitungen,

Prüfen von Bauentwürfen 
wii'd jeweils als Produkt 
aus Herstellungssumme, Ge­

bührensatz und Teillei­

stungssatz berechnet. Pfen­

nigbeträge bleiben unbe­

rücksichtigt.

9.2.2 Die Herstellungssumme um­

faßt die Kosten, die zur 
Herstellung des Vorhabens 
oder der Anlage aufgewen­

det werden (einschließlich 
Umsatzsteuer). Zur Herstel­

lungssumme gehört auch 
der Wert von Eigenleistun­

gen; ist das Bauvorhaben 
zuwendungsfähig, so gilt 
das nur für den zuwen­

dungsfähigen Wert. Kosten 
für Grunderwerb, Entschä­

digungen, Ankauf bestehen­

der Anlageteile, Finanzie­

rung, Prüfungs- und Ge­

nehmigungsgebühren, Ge­

bühren für Ingenieur- und 
Architektenleistungen ein­

schließlich Nebenkosten, 
Richtfest u. ä. bleiben außer 
Ansatz. Die Herstellungs­

summe ist jeweils zu er­

mitteln

—  für Vorentwürfe, Bau­

entwürfe, Bauvorlagen 
und Nachprüfung von 
Ausführungszeichnungen 
aus dem Kostenanschlag

—  für Oberleitung der Bau­

ausführung, örtliche Bau­

leitung und Gesamtbau­

leitung aus der Bauab­

rechnung (zahlenmäßiger 
Nachweis, Verwendungs- 
. nachweis).

9.2.3 Gebührensätze

Herstellungssumme Gebührensätze

DM in Hundertsteln

für die Klassen

1 2 3

bis 10 000 9,68 14,52 19,36

20 000 8,65 12,70 16,88

30 000 8,10 11,75 15,43

40 000 7,68 11,09 14,52

50 000 7,38 10,64 13,91

60 000 7,08 10,28 13,43

70 000 6,84 9,95 13,06

80 000 6,65 9,68 12,70

90 000 6,47 9,41 12,40

100 000 6,35 9,19 12,10

Terstellungssumme

DM

Gebührensätze 

in Hundertsteln 

für die Klassen

1 2 3

150 000 5,80 8,34 11.01

200 000 5,39 7,76 10.16

300 000 4,90 6,98 9,07

400 000 4,59 6,43 8,29

500 000 4,54 6,17 7,81

600 000 4,42 5,99 7,56

700 000 4,35 5,83 7,32

800 000 4,31 5,75 7,20

900 000 4,26 5,68 7,10

1 000 000 4,23 5,63 7,01

2 000 000 4,11 5,14 6,29

3 000 000 3,99 4,78 5,68

4 000 000 3,87 4,54 5,20

7 000 000 3,63 4,11 4,59

10 000 000 3,26 3,63 3,99

20 000 000 2,78 3,14 3,50

30 000 000 2,54 3,02 3,26

40 000 000 und darüber 2,42 2,78 3,14

Zwischenwerte sind gradlinig zu interpolieren; 
bei den so ermittelten Gebührensätzen in 
Hundertsteln bleiben die dritten und folgenden 
Stellen hinter dem Komma (Hunderttausend­

stel und folgende) außer Ansatz.

Besteht ein Auftrag aus mehreren voneinan­

der abgrenzbaren Bauwerken verschiedener 
Klassen, so ist für die Bestimmung der Ge­

bührensätze der einzelnen Klassen die Her­

stellungssumme des Gesamtauftrages maßge­

bend.

9.2.4 Klasseneinteilung

Klasse 1 —  Einfache Bauwerke; z. B. geordnete 
Deponien ohne Vorbehandlungs­

anlagen, Abfallsammelstellen ohne 
Vorbehandlungsanlagen

Klasse2 —  Bauwerke mittlerer Schwierigkeit;

z. B. geordnete Deponien mit Vor­

behandlungsanlagen, Abfallsammel­

stellen mit Vorbehandlungsanlagen, 
Abfallumladestationen

Klasse3 —  Schwierige Bauwerke; z. B. maschi­

nelle Abfallbeseitigungsanlagen, ins­

besondere Kompostierungs- und 
Verbrennungsanlagen

9.2.5 Teilleistungen 

Teilleistungssätze:

Die Teilleistungssätze betragen in Hundert­

steln für

Vorentwurf 12

Bauentwurf 36

Bauvorlagen 4

Nachprüfung von Ausführungs­

zeichnungen 4

Oberleitung der Bauausführung 24

örtliche Bauleitung 24

Gesamtbauleitung 48

Prüfung eines Bauentwurfes 7
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Umfang der Teilleistungen:

Vorentwurf (VE)

Skizzierte Lösung der wesentlichen Teile der 
Bauaufgabe, insbesondere mit Erläuterung, 
Ubersichtslageplan und überschlägiger Ko­
stenermittlung (Kostenvoranschlag); inbegrif­
fen sind die dafür notwendigen Vermessungs­
arbeiten und Vorverhandlungen über die Aus­
sichten der erforderlichen Verwaltungsver­
fahren.

Bauentwurf (BE)

Lösung der Aufgabe in solcher Durchar­
beitung und zeichnerischer Darstellung ein­
schließlich Massenberechnung und Kostenan­
schlag in der Weise, daß den Vorschriften 
über die Pläne und Beilagen zu den erforder­
lichen Verwaltungsverfahren und zur Ge­
währung von Zuwendungen der öffentlichen 
Hand entsprochen ist und die Bauvorlagen 
und die Ausschreibungsunterlagen angefertigt 
werden können.

Der Entwurf umfaßt auch die fachtechnischen 
Berechnungen und die statischen Berechnun­
gen, soweit sie die Festlegung der Hauptabmes­
sungen betreffen.

Die für die Erstellung des Bauentwurfs not­
wendigen Vermessungsarbeiten sind in der 
Leistung inbegriffen.

Bauvorlagen

Bauvorlagen sind die für die Verwaltungs­
verfahren, die behördlichen Anhörungen und 
die Finanzierungsverhandlungen erforderli­
chen Zeichnungen, Schriftstücke und sonsti­
gen Unterlagen in der dafür benötigten An­
zahl unter Verwendung des Bauentwurfes.

Nachprüfung von Ausführungszeichnungen

Ausführungszeichnungen, die von dritter Seite 
angefertigt wurden, sind auf Übereinstim­
mung mit der Planung und auf Richtigkeit der 
Masse nachzuprüfen.

Ausführungszeichnungen sind solche, die alle 
für die Ausführung der Konstruktion erfor­
derlichen Einzelheiten enthalten, z. B. im 
Stahlbetonbau Positions-, Schalungs- und Be­
wehrungszeichnungen oder Bewehrungstabel­
len und im Stahlbau Werkstattzeichnungen.

Für die Bestimmung der Gebührensätze und 
der Gebührenberechnung ist unbeschadet der 
Nr. 9.2.3 letzter Absatz die Herstellungssumme 
der Bauwerke zugrunde zu legen, für die Aus­
führungszeichnungen nachgeprüft werden.

Oberleitung der Bauausführung (Bauoberlei­

tung — BÖ)

Die Oberleitung umfaßt

die Durchführung der Ausschreibung mit An­
fertigung der hierzu erforderlichen, über den 
Entwurf hinausgehenden Unterlagen, wie Lei­
stungsverzeichnisse, zusätzliche und: besonde­
re Vertragsbedingungen, zusätzliche techni­
sche Vorschriften, die Prüfung uhd Auswer­
tung der Angebote, der Entwurf der Verträge 
und die Verhandlungen mit Lieferanten und 
Unternehmern bis zum Vertragsabschluß, die 
Bestimmung der Fristen für den Beginn, die

Fortführung und die Fertigstellung der Bau­
arbeiten, die Überwachung der Baudurch­
führung,

den Schriftwechsel und die Verhandlungen 
mit den am Bau Beteiligten, Behörden und 
Dritten,

die Überprüfung der von der örtlichen Bau­
leitung geprüften Baukostenrechnungen auf 
Vertragsmäßigkeit und die Feststellung der 
sachlichen und technischen Richtigkeit, die 
Feststellung der Gesamtherstellungskosten, 

die Abnahme der Bauleistung.

Die Oberleitung umfaßt nicht die örtliche 
Bauleitung und nicht die verantwortliche 
Bauleitung nach Art. 76 Bayerische Bauord­
nung (BayBO).

örtliche Bauleitung (BL)

Die örtliche Bauleitung umfaßt die laufende 
Überwachung der Bauleistungen auf Überein­
stimmung mit den Verträgen und den Aus­
führungszeichnungen, mit den technischen 
Angaben und Anweisungen und mit den tech­
nischen und den rechtlichen Vorschriften, die 
Kontrolle der für die Abrechnung erforder­
lichen Aufmessungen, die rechnerische Prü­
fung aller Kostenrechnungen.

Die örtliche Bauleitung umfaßt nicht die ver­
antwortliche Bauleitung nach Art. 76 BayBO.

Gesamtbauleitung (GBL)

Die Gesamtbauleitung umfaßt die Überwa­
chung der Ausführung der nicht vergebenen 
Arbeiten im Sinne des Art. 76 Abs. 1 Satz 3 
BayBO (verantwortliche Bauleitung) und die 
sonstigen der Bauoberleitung und örtlichen 
Bauleitung zuzurechnenden Arbeiten.

Prüfung eines Bauentwurfes,

der nicht von einer staatlichen Behörde ge­
fertigt wurde, wenn die Gewährung von Zu­
wendungen nicht in Betracht kommt.

9.2.6 In den Teilleistungen (Bauentwurf) sind nicht 
enthalten:

Vermessungsarbeiten, die über den angege­
benen Leistungsumfang hinausgehen;

die vom Auftragnehmer bereitzustellenden 
Planungsunterlagen, ferner Meß- und Ab­
steckungshilfen ;

fachtechnische und statische (auch erdstati­
sche) Berechnungen, die über den angegebe­
nen Leistungsumfang hinausgehen;

Entwurf und Nachweis des Schall-, Wärme- und 
Brandschutzes; "■

Anfertigen von Ausführungszeichnungen;

Anfertigen von Bestandsplänen;

Modellversuche;

Einrichten und Unterhalten eines Büros auf 
oder im Bereich der Baustelle;

Vervielfältigung von Schriftstücken und Zeich­
nungen auf besonderen Antrag.
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9.2.7 Wiederholung von Ingenieurleistungen

Umfaßt ein Auftrag mehrere gleiche oder nur 

unwesentlich verschiedene Werke nach dem­

selben Bauentwurf, so wird die Gebühr, aus­

genommen diejenige für die Oberleitung der 

Bauausführung, örtliche Bauleitung, Gesamt­

bauleitung, für ein Werk voll berechnet.

Für jede Wiederholung, jedoch höchstens 20 

Ausführungen, wird je die Hälfte der Gebühr 

für einen Vorentwurf in Ansatz gebracht; da­

mit sind auch etwa notwendige Arbeiten aus

den Teilleistungen (Bauentwurf, Bauvorlagen, • -

Nachprüfen von Ausführungszeichnungen) ab­
gegolten. Für die Gebühr der Oberleitung der 

Bauausführung, der örtlichen Bauleitung oder 

der Gesamtbauleitung ist jeweils die Gesamt­

herstellungssumme der gleichzeitig ausgeführ­

ten Werke maßgebend.

9.2.8 Personal des Bauträgers

Wird die Bauoberleitung, die örtliche Baulei­

tung, die Gesamtbauleitung durch Personal 

des Bauträgers unterstützt, so sind die Ge­

bühr für die Teilleistung nach Zeitaufwand 

(§ 2 der Verordnung), die Auslagen nach § 3 

der Verordnung zu erheben. Die Höhe der Ge­

bühr zuzüglich der Auslagen darf jedoch je­

weils die nach Position 9.2.1 zu berechnende 

Gebühr nicht über- und 50 v. H. dieser Ge­

bühr nicht unterschreiten.

9.2.9 Teilweiser Eigenbetrieb

Wird ein Vorhaben zum Teil durch Unter­

nehmer unter Bauoberleitung und örtlicher 

Bauleitung, im übrigen durch den Bauherrn 

selbst unter Gesamtbauleitung jeweils dersel­

ben Dienststelle durchgeführt, so werden die 

Gebühren nach der Herstellungssumme aller 

Teile und den zum überwiegenden Teil ge­

hörenden Teilleistungssätzen berechnet.

9.2.10 Zusätzliche Aufwendungen

Neben den Gebühren werden als zusätzliche 

Aufwendungen nur die Beträge erhoben, die 

anderen Behörden, Dienststellen oder Perso­

nen für Tätigkeiten zustehen, die nicht in den 

Teilleistungen enthalten sind.
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Verordnung
über die Zuständigkeit für die Festsetzung 
des Besoldungsdienstalters, der Besoldung 
und der Beihilfen im Geschäftsbereich des 
Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit 

und Sozialordnung

Vom 11. November 1980

Auf Grund des Art. 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 

des Bayerischen Besoldungsgesetzê und des § 66 

Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes erläßt das 

Bayerische Staatsministerium für Arbeit und So­

zialordnung im Einvernehmen mit dem Bayerischen 

Staatsministerium der Finanzen folgende Verord­

nung:

§1

Die Befugnis zur Festsetzung des Besoldungs­

dienstalters und des Besoldungslebensalters sowie 

zur Festsetzung und Anordnung der Besoldung wird 

übertragen:

1. der Regierung von Oberbayern

für die Beamten des Oberversicherungsamtes bei 

der Regierung von Oberbayern,

2. der Regierung von Mittelfranken 

für die Beamten

des Oberversicherungsamtes bei der Regierung 

von Mittelfranken,

der Durchgangsstelle für Aussiedler in Nürnberg 

und

des Sammellagers für Ausländer in Zirndorf,

3. den Landesversicherungsanstalten

für die Staatsbeamten bei den Landesversiche­

rungsanstalten,

4. den Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften

für die Staatsbeamten bei den Landwirtschaftli­

chen Berufsgenossenschaften,

5. im übrigen dem Versorgungsamt Regensburg.

§2

Die Befugnis zur Festsetzung und Anordnung der 

Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfäl­

len für die außerhalb des Staatsministeriums für 

Arbeit und Sozialordnung und des Bayerischen Lan­

desprüfungsamtes für Sozialversicherung tätigen 

Staatsbeamten, Richter und Dienstanfänger wird 

übertragen:

1. den Landesversicherungsanstalten

für die Staatsbeamten und Dienstanfänger bei den 

Landes Versicherungsanstalten,

2. den Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften

für die Staatsbeamten und Dienstanfänger bei den 

Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften,

3. den Regierungen

für die Staatsbeamten der ihnen nachgeordneten 

Einrichtungen der staatlichen Flüchtlingsverwal­

tung,

4. der Regierung von Mittelfranken

für die Beamten des Oberversicherungsamtes bei 

der Regierung von Mittelfranken,

5. der Regierung von Oberbayern

für die Beamten des Oberversicherungsamtes bei 

der Regierung von Oberbayern,

6. im übrigen dem Versorgungsamt Regensburg.

§3

Die Zuständigkeit der Bezirksfinanzdirektionen 

für die Festsetzung des örtlichen Mietwerts der 

Dienstwohnungen und der Dienstwohnungsvergü­

tung bleibt unberührt.

§4

Die Befugnis zur Kürzung der Anwärterbezügo 

nach §66 Bundesbesoldungsgesetz wird übertragen:

1. dem Landesversorgungsamt Bayern,

2. dem Landesarbeitsgericht München,

3. dem Landesarbeitsgericht Nürnberg,

4. den Landesversicherungsanstalten

jeweils für ihre Anwärter und die Anwärter der 

nachgeordneten Behörden.

§5

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 6. No­

vember 1980 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Zu­

ständigkeit für die Festsetzung des Besoldungs­

dienstalters, der Besoldung und der Beihilfen im 

Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministe­

riums für Arbeit und Sozialordnung vom 1. Juni 1979 

(GVB1 S. 168) außer Kraft.

(3) Soweit sich durch § 2 dieser Verordnung ge­

genüber § 2 der Verordnung über die Zuständigkeit 

für die Festsetzung des Besoldungsdienstalters, der 

Besoldung und der Beihilfen im Geschäftsbereich 

des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und 

Sozialordnung vom 1. Juni 1979 (GVB1 S. 168) Zu­

ständigkeiten ändern, geht die Zuständigkeit mit der 

durch das Staatsministerium für Arbeit und Sozial­

ordnung angeordneten Übergabe des Einzelfalles, 

spätestens jedoch bis 30. Juni 1982, auf die zuständig 

werdende Behörde über.

München, den 11. November 1980

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung

Dr. P i r k 1, Staatsminister
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Dritte Verordnung
zur Änderung der Zweiten Verordnung 
zum Vollzug des Viehseuchenrechts 

Vom 12. November 1980

Auf Grund des Art. 1 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Vollzug des Tierseuchenrechts vom 8. April 1974 
(GVB1 S. 152), geändert durch Gesetz vom 27. Juni 
1978 (GVB1 S. 335), und des § 79 Abs. 2 des Tier­
seuchengesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 28. März 1980 (BGBl I S. 386) in Verbin­
dung mit § 1 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum 
Vollzug des Viehseuchenxechts vom 18. Febx-uar 1975 
(GVB1 S. 17) erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium des Innern folgende Verordnung:

§1

Die Zweite Veroi'dnung zum Vollzug des Viehseu­
chenrechts vom 3. Mai 1977 (GVB1 S. 255), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 21. Februar 1979 
(GVB1 S. 72), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Nr. 12 erhält folgende Fassung:

„12. nach § 3 Satz 2 der Leukose-Verordnung- 
Rinder in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. April 1980 (BGBl I S. 417),“;

b) dem Absatz 2 werden folgende neue Nummern 
15 und 16 angefügt:

„15. nach § 4 der Dritten Verordnung zum 
Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche 
vom 29. Januar 1971 (BGBl I S. 74), geän­
dert durch Verordnung vom 29. Juni 1979 
(BGBl I S. 885),

16. nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 der Verordnung zum 
Schutz gegen die Aujeszkysche Krankheit 
vom 30. April 1980 (BGBl I S. 488).“;

c) Absatz 3 Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. nach § 1 der Dritten Verordnung zum Schutz 
gegen die Maul- und Klauenseuche,“.

2. Die §§ 22 und 23 werden aufgehoben.

3. § 97 wird wie folgt geändei-t:

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. Die Tiere müssen mindestens di-ei Monate 
vor dem Auftrieb oder, soweit sie jünger als 
drei Monate sind, seit ihrer Geburt in der 
Herkunftsgemeinde gestanden haben.“;

b) in Nummer 3 Buchst, b werden nach den Wor­
ten „amtlich anerkannten tuberkulöse- und 
brucellosefreien“ die Worte „sowie leukose- 
unverdächtigen“ eingefügt;

c) Nummer 6 ei'hält folgende Fassung:

„6. Hunde dürfen nur mitgenommen werden, 
wenn sie nachweislich frühestens 12 Mona­
te und spätestens 30 Tage vor dem Auftrieb 
gegen Tollwut schutzgeimpft worden sind.“;

d) Nummer 7 wird aufgehoben.

§2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 19.81. ,in Kraft.

München, den 12. November 1980

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

G. Tandler, Slaatsminister
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Verordnung
zur Änderung beamtenrechtlicher 
Verordnungen im Bereich der Polizei

Vom 14. November 1980

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2, Art. 115 Abs. 2 Satz 2 

Halbsatz 2, Art. 117 Abs. 2 und Art. 131 des Bayeri­

schen Beamtengesetzes und Art. 16 Abs. 2 Satz 3 des 

Bayerischen Beamtenfachhochschulgesetzes erläßt 

das Bayerische Staatsministerium des Innern mit Zu­

stimmung des Bayerischen Staatsministeriums für 

Unterricht und Kultus und im Einvernehmen mit 

dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen 

und dem Landespersonalausschuß folgende Verord­

nung:

§1

Die Verordnung über die Laufbahnen der bayeri­
schen Polizeivollzugsbeamten (LbVPol) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 8. September 1975 

(GVB1 S. 320), zuletzt geändert durch Verordnung 

vom 13. November 1979 (GVB1 S. 387), wird wie folgt 

geändert:

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 7 wird das Wort „und" ersetzt

durch ein Komma;

b) es wird folgende neue Nummer 8 eingefügt:

„8. das Schwimmabzeichen in Bronze besitzt 

und“;

die bisherige Nummer 8 wird Nummer 9.

2. § 10 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Dienstzeiten von Polizeivollzugsbeamten des Bun­

desgrenzschutzes, deren Rechtsstellung auf dem 

Bundespolizeibeamtengesetz in der bis zum 30. Juni 

1976 geltenden Fassung beruht, können bis zu zwölf 

Monaten angerechnet werden, sofern die Beamten 

eine Dienstzeit von mindestens vier Jahren ord­

nungsgemäß beendet haben.“

3. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) Zum Aufstieg in den gehobenen Polizei­

vollzugsdienst kann das Staatsministerium des

Innern Polizeivollzugsbeamte des mittleren

Dienstes zulassen, die

1. das Abschlußzeugnis einer öffentlichen oder 

staatlich anerkannten privaten Realschule 

oder ein nach Anhörung des Landespersonal­

ausschusses vom Staatsminiisterium für Un­

terricht und Kultus als gleichwertig aner­

kanntes Zeugnis nachweisen,

2. mindestens drei Jahre ein Amt des mittleren 

Dienstes innehaben,

3. die Anstellungsprüfung für den mittleren Po­

lizeivollzugsdienst mindestens mit der Note 

„befriedigend“ bestanden haben,

4. erkennen lassen, daß sie den Anforderungen 

des gehobenen Polizeivollzugsdienstes ge­

wachsen sein werden und in der letzten peri­

odischen Beurteilung oder Probezeitbeurtei­

lung mindestens mit „übertrifft erheblich die 

Anforderungen“ beurteilt sind,

5. das 39. Lebensjahr noch nicht vollendet ha­

ben; Beamte, die für den gehobenen Polizei­

vollzugsdienst bei der Bereitschaftspolizei

vorgesehen sind, sollen das 31. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben.

Die Zulassung zur Ausbildung kann vom Beste­

hen einer Vorprüfung abhängig gemacht wer­

den. Das Staatsministerium des Innern kann 

hierzu Richtlinien erlassen.

(2) Die zum Aufstieg zugelassenen Beamten 

werden an der Beamtenfachhochschule in die 

Aufgaben der neuen Laufbahn eingeführt.“;

b) in Absatz 4 werden die Worte „Absatzes 1 Satz 1 

Nr. 3“ ersetzt durch die Worte „Absatzes 1 Satz 1 

Nr. 4“;

c) in Absatz 5 Nr. 2 werden nach den Worten „sich 

mindestens ein halbes Jahr“ die Worte „nach 

Aushändigung des Prüfungszeugnisses“ einge­

fügt.

4. § 12 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Nach der Anstellung werden die Beamten für 

die Dauer von eineinhalb Jahren bei der Bayeri­

schen Bereitschaftspolizei eingesetzt. Nach einem 

halben Jahr werden sie endgültig auf einem 

Dienstposten des gehobenen Dienstes verwendet.“

§2

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
gehobenen Polizeivollzugsdienst (APOgPol) vom
17. März 1976 (GVB1 S. 98) wird wie folgt geändert:

1. In der Einleitungsformel wird „Art. 117 Abs. 3 des 

Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG)“ ersetzt 

durch „Art. 117 Abs. 2 des Bayerischen Beamten­

gesetzes (BayBG)“.

2. Dem § 1 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 ange­

fügt:

„Die Bestimmungen über das Studium gelten, so­

weit nichts anderes bestimmt ist, entsprechend für 

die Einführung der zum Aufstieg in den gehobe­

nen Polizeivollzugsdienst zugelassenen Beamten 

in die Aufgaben dieser Laufbahn.“

3. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Studium umfaßt folgende Studienfä­

cher:

1 Polizeiführungs- und Kriminalwissenschaften

1.1 Führungslehre

1.2 Einsatzlehre

1.3 Kriminalistik, Grundzüge der Kriminologie

1.4 Kriminologie/Kriminaltechnik 

(nur Kriminalpolizei)
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1.5 Verkehrslehre/Verkehrstechnik 

(nur Schutzpolizei)

2 Rechtswissenschaft

2.1 Staatslehre und Verfassungsrecht

2.2 Allgemeines Verwaltungsrecht

2.3 Allgemeines Polizeirecht, Straf- und Bußgeld­

verfahrensrecht

2.4 Besonderes Polizeirecht

2.5 Zivilrecht, Straf- und Ordnungswidrigkeiten­

recht

2.6 Recht des öffentlichen Dienstes

2.7 Verkehrsrecht

3 Sozial- und Erziehungswissenschaften

3.1 Grundzüge der Soziologie

3.2 Psychologie für den Polizeibeamten

3.3 Didaktik

4 Allgemeinwissenschaftliche Lehrgegenstände

4.1 Politische Bildung/Zeitgeschehen

4.2 Methodik und Technik wissenschaftlichen Ar- 

beitens; Vortrags- und Verhandlungstechnik

4.3 Automatische Datenverarbeitung und Stati­

stik

5 Sport

5.1 Sportpädagogik

5.2 Ausgleichssport

6 Seminare und Vertiefungsübungen“

4. § 4 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Für die Unterrichtsveranstaltungen des Fachstu­

diums sind mindestens 2000 Stunden vorgesehen.“

5. In § 5 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Studierende“ 

ersetzt durch das Wort „Beamte“.

6. In § 6 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Studienplänen“ 

ersetzt durch das Wort „Ausbildungsplänen“.

7. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für die das berufspraktische Studium be­

gleitenden Lehrveranstaltungen sind mindestens 
400 Stunden vorzusehen.“

8. In § 7 Abs. 3 wird das Wort „Studierenden“ ersetzt 

durch das Wort „Beamten“.

9. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) In jedem Ausbildungsabschnitt sollen bei 

der Ausbildungsdienststelle Beurteilungsvor­

schläge erstellt werden. Auf der Grundlage der 

Beurteilungsvorschläge beurteilt der Ausbil­

dungsleiter den Beamten (Anlage 2). § 5 Abs. 2 
Satz 4 findet Anwendung.“;

b) in Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Studierende“ 

ersetzt durch das Wort „Beamte“.

10. § 11 wird wiefolgt geändert:

a) In Absatz 2 werden in den Sätzen 1, 2 und 3 je» 

weils die Worte „der Studierende“ ersetzt 

durch die Worte „der Beamte“. In Satz 2 wer­

den hinter den Worten „nicht erreicht“ die 

Worte „oder in einem Ausbildungsteilabschnitt 

in der Beurteilung eine schlechtere Note als 

„ausreichend“ erhalten“ eingefügt;

b) die Absätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„(4) Absätze 1 bis 3 gelten für Aufstiegsbeam­

te entsprechend. Bei ihnen ist zu prüfen, ob die 

Einführungszeit verlängert werden kann oder 
die Zulassung zum Aufstieg zu widerrufen ist.

(5) Bei den zum Aufstieg zugelassenen Beam­

ten kann der berufspraktische Teil der Ausbil­

dung um höchstens ein Jahr gekürzt werden. 

Die Anzahl der gemäß § 9 zu fertigenden 

Übungsarbeiten ist bei einer Kürzung entspre­

chend zu vermindern.“

11. Dem §12 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„Während des Fachstudiums kann Urlaub aus­

nahmsweise während der unterrichtsfreien Zeit 
gewährt werden.“

12. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Prüfung wird vom Prüfungsamt für die 

Bayerische Polizei durchgeführt, bei dem auch ein 

Prüfungsausschuß bestellt wird.“

13. § 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die weiteren Mitglieder werden vom Prü­

fungsamt für die Bayerische Polizei auf Vorschlag 

des Fachbereichs Polizei für die Dauer von 3 Jah­

ren bestellt.“

14. In § 20 Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „wobei es 

sich nur ausnahmsweise um Lehrpersonen im 

Sinn des Art. 14 BayBFHG handeln darf,“ gestri­

chen.

15. § 23 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die mündliche Prüfung wird von Prüfungs­

kommissionen abgenommen, die aus einem Vor­

sitzenden und zwei Beisitzern bestehen. Zum Vor­

sitzenden ist ein Beamter mit der Befähigung zum 

Richteramt zu bestellen. Ein Mitglied der Prü­

fungskommission muß Beamter des höheren Poli­

zeivollzugsdienstes, ein Beisitzer kann Beamter 

des gehobenen Polizeivollzugsdienstes sein.“

16. §§ 31, 32 und § 34 Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.

§3

Die Verordnung über die Einstellungsprüfung für 
die Laufbahn des mittleren Polizeivollzugsdienstes 
(EPol) vom 4. November 1971 (GVB1 S. 406), geändert 
durch Verordnung vom 1. Juli 1977 (GVB1 S. 336), 

wird wie folgt geändert:

1. In der Einleitungsformel wird „Artikel 117 Abs. 3 

des Bayerischen Beamtengesetzes“ ersetzt durch 

„Art. 117 Abs. 2 des Bayerischen Beamtengeset­

zes“.

2. In § 1 werden die Worte „von Bewerbern“ gestri­

chen.

3. In § 4 werden die Worte „gemäß § 16 Abs. 1 und 2 

der Verordnung über die Laufbahnen der bayeri­

schen Polizeivollzugsbeamten (LbVPol) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 8. September 

1975 (GVB1 S. 320) in ihrer jeweiligen Fassung,“ 

gestrichen.

4. Es wird folgender neuer § 4a eingefügt:

„§ 4a

Zulassungs Voraussetzungen

Zur Einstellungsprüfung wird nur zugelassen, 

wer

1. die Eipstellungsvoraussetzungen zum maßgeb­

lichen Einstellungstermin voraussichtlich er­

füllen wird und

2. prüfungsfähig ist.“
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5. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein Prüfungsausschuß wird nicht gebildet 
für die Prüfungen von Bewerbern, deren Rechts­
stellung auf dem Bundespolizeibeamtengesetz in 
der vor dem 1. Juli 1976 geltenden Fasung beruht 
und die im Wege der Berufsförderung nach der da­
für zwischen dem Bundesminister des Innern und 
dem Staatsministerium des Innern abgeschlosse­
nen Vereinbarung unmittelbar in den Polizeiein­
zeldienst des Freistaates Bayern übernommen 
werden sollen.“

6. In § 7 Abs. 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz ge­
strichen.

7. § 9 wird wie folgt geändert:

■ a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Prüfungen bestehen aus einer schrift­
lichen Prüfung und einer Sportprüfung.“;

b) Absatz 2 wird aufgehoben; die bisherigen Ab­
sätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3.

8. Die Abschnittsüberschrift vor § 10 „A. Schriftliche 
Prüfung“ wird gestrichen.

9. § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10

Art und Umfang der schriftlichen Prüfung

Die schriftliche Prüfung besteht aus einem 
Sprachtest und einem Grundfähigkeitstest. Für 
jeden der beiden Teste wird eine Note erteilt.“

10. Die Abschnittsüberschrift vor §11 „B. Sportprü­
fung“ wird gestrichen.

11. § 11 erhält folgende Fassung:

„§ 11

Art und Inhalt der Sportprüfung

(1) In der Sportprüfung sollen die Bewerber 
nachweisen, daß sie die für den Polizeivollzugs­
dienst erforderliche körperliche Leistungsfähig­
keit besitzen.

(2) Die Sportprüfung besteht aus folgenden 
Übungen:

1. 60-m-Lauf

2. Stützbeugen am Barren

3. Differenzspringen

4. Rumpfaufrichten am Schrägbrett

5. Vollballweitwurf

6. 1500-m-Lauf.

Für Bewerberinnen für den mittleren Dienst der 
weiblichen Kriminalpolizei tritt an die Stelle des 
Stützbeugens am Barren eine Liegestützübung.“

12. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Gesamtnote der schriftlichen Prüfung 
wird dadurch gebildet, daß die Summe der Einzel­
noten für den Sprachtest und den Grundfähig­
keitstest durch 2 geteilt wird.“

13. § 13 erhält folgende Fassung:

„§ 13

Bildung der Gesamtnote der Sportprüfung

Die einzelnen Sportübungen werden mit ganzen 
Noten bewertet. Die Gesamtnote der Sportprü­
fung wird dadurch gebildet, daß die Summe der 
Einzelnoten durch 6 geteilt wird. § 12 Abs. 2 gilt

entsprechend. Bewerber, die das 30. Lebensjahr 
vollendet haben, erhalten einen Bonus von 0,5.“

14. § 14 erhält folgende Fassung:

„§ 14

Nichtbestehen der Prüfung

Ein Prüfungsteilnehmer hat die Prüfung nicht 
bestanden, wenn er

1. im Sprachtest, im Grundfähigkeitstest oder in 
der sportlichen Prüfung eine schlechtere Note 
als „ausreichend“ (4,50) erhalten oder

2. in zwei oder mehr der sechs Einzelübungen 
der Sportprüfung die Note „ungenügend“ (6,0) 
erhalten oder

3. im 1500-m-Lauf die Note „ungenügend“ (6,0) 
erhalten hat.“

15. In § 18 Abs. 2 werden die Worte „ , wenn sie inner­
halb von sechs Monaten nach der ersten Prüfung 
an der Wiederholungsprüfung teilnehmen“ gestri­
chen.

16. § 20 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Ein Mitglied der Kommission soll der Landes­
oder Grenzpolizei angehören.“

17. Die Anlage zu § 13 wird aufgehoben.

§4

Die Prüfungsordnung für den mittleren Polizei­
vollzugsdienst (POmPol) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 12. April 1976 (GVB1 S. 177) wird
wie folgt geändert:

1. § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2

Durchführung der Prüfung

Die Prüfung wird vom Prüfungsamt für die
Bayerische Polizei durchgeführt.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Bei der 
Direktion der Bayerischen Bereitschaftspolizei“ 
ersetzt durch die Worte „Beim Prüfungsamt für 
die Bayerische Polizei“;

b) in Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Die Direk­
tion der Bayerischen Bereitschaftspolizei“ er­
setzt durch die Worte „Das Prüfungsamt für die 

Bayerische Polizei“;

c) § 4 Abs. 2 Satz 4 Halbsatz 2 erhält folgende Fas­
sung:

„der Vertreter des Vorsitzenden ist der Präsi­
dent der Bayerischen Bereitschaftspolizei, im 
übrigen gilt Satz 3.“

3. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) In der schriftlichen Prüfung sind fünf Aufga­
ben von je zweieinhalb Stunden zu bearbeiten, und
zwar

vier Aufgaben aus den in § 10 Nrn. 1 bis 10 genann­
ten Stoffgebieten und

eine Aufgabe aus der Staatsbürgerkunde, dem 
Zeitgeschehen und dem Allgemeinwissen.“

4. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 11 werden die Worte „und Zeitge­
schehen,“ ersetzt durch die Worte „ , Zeitgesche­
hen und Allgemeinwissen.“;

b) Nummer 12 wird aufgehoben.



698 B a y e r i s c h e s  G e s e t z -  u n d  V e r o r d n u n g s b l a t t N r . 2 8 / 1 9 8 0

5 . § 1 1  w i r d  w i e  f o l g t  g e ä n d e r t :

a ) A b s a t z  1 S a t z  1 e r h ä l t f o l g e n d e F a s s u n g :

„ V o r Z u l a s s u n g  z u m  A n s t e l l u n g s l e h r g a n g  ( D r i t­

t e A u s b i l d u n g s s t u f e ) w e r d e n  d i e i n § 1 0 N r . 1 1  

g e n a n n t e n  S t o f f g e b i e t e  d u r c h  e i n e A u f g a b e  a u s 

d e r S t a a t s b ü r g e r k u n d e  u n d  d e m  Z e i t g e s c h e h e n  

v o r w e g  g e p r ü f t ( V o r p r ü f u n g ) .“ ;

b ) A b s a t z  1 S a t z  3  e r h ä l t f o l g e n d e F a s s u n g :

„ D a s P r ü f u n g s e r g e b n i s d e r V o r p r ü f u n g  i s t b e i 

d e r E r m i t t l u n g  d e r G e s a m t p r ü f u n g s n o t e  g e m ä ß  

§  1 6  z u  b e r ü c k s i c h t i g e n .“ ;

c )  i n A b s a t z  1 S a t z 4 w e r d e n  d i e W o r t e  „ e i n m a l“ 

u n d  „ o d e r z w e i m a l d i e  N o t e  5 “ g e s t r i c h e n ;

d ) i n A b s a t z  3 S a t z 2  w e r d e n  d i e W o r t e  „ w e r d e n  i n 

d e r W i e d e r h o l u n g s p r ü f u n g  d i e i n d e r V o r p r ü ­

f u n g e r z i e l t e n E r g e b n i s s e “ e r s e t z t d u r c h d i e  

W o r t e  „ w i r d i n d e r W i e d e r h o l u n g s p r ü f u n g  d a s 

i n d e r V o r p r ü f u n g  e r z i e l t e E r g e b n i s “ .

§ 5

D i e s e  V e r o r d n u n g  t r i t t m i t W i r k u n g  v o m  1 . S e p ­

t e m b e r 1 9 8 0  i n K r a f t . §  4  N r n . 3  m i t 5  g i l t e r s t m a l s f ü r 

d i e  T e i l n e h m e r a n  d e r V o r p r ü f u n g  N r . 2 / 1 9 8 2 .

M ü n c h e n ,  d e n  1 4 . N o v e m b e r  1 9 8 0

Bayerisches Staatsministerium des Innern

G . T a n d l e r , S t a a t s m i n i s t e r
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Verordnung
über die Gebühren und Auslagen für die 
Benutzung der Einrichtungen des staatlichen 

F or tf ührungsvermessungsdienstes 
(GebVVerm 80)

Vom 15. November 1980

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kostenge­
setzes erläßt das Bayrische Staatsministerium der 
Finanzen folgende Verordnung:

Inhaltsübersicht

§ 1 Gebührengegenstand 

§ 2 Zusammensetzung der Gebühren 

§ 3 Gebühren nach dem Zeitaufwand 

§ 4 Pauschsätze für den Einsatz elektronischer Daten­
verarbeitungsanlagen 

§ 5 Ortszuschlag 

§ 6 Dringlichkeitszuschlag 

§ 7 Gebührenermäßigung 

§ 8 Befreiungen, Erstattungsverzicht 

§ 9 Auslagen 

§ 10 Aufrundung 

§ 11 Schuldner 

§ 12 Fälligkeit

§ 13 Vorschußpflicht, Zurückbehaltungsrecht 

§ 14 Inkrafttreten, Übergangsvorschriften

§1
Gebührengegenstand

(1) Für folgende Leistungen des staatlichen Fort­
führungsvermessungsdienstes werden Gebühren 
nach den Vorschriften dieser Verordnung erhoben:

Im Außendienst

1. Fortführungsvermessungen im Sinne von Art. 8 
Abs. 2 des Gesetzes über die Landesvermessung 
und das Liegenschaftskataster,

2. sonstige Vermessungen auf Antrag,

3. Grenzvorweisungen auf Antrag,

4. Sachverständigentätigkeit, soweit sich das Entgelt 
nicht nach anderen Vorschriften zu richten hat,

im Innendienst

5. Vorbereitung und Ausarbeitung der Vermessun­
gen und örtlichen Feststellungen, Erstellung von 
Veränderungsnachweisen auf Antrag,

6. Umarbeitung von Veränderungsnachweisen, wenn 
die Änderung von einem Beteiligten zu vertreten 
ist oder auf Antrag erfolgt,

7. Zeichenarbeiten (Kartierungen, Skizzen usw.), Be­
arbeiten und Ergänzen von Karten und Karten­
beilagen,

8. vermessungstechnische Berechnungen,

9. Erstattung vermessungs- und katastertechnischer 
Gutachten, soweit sich das Entgelt nicht nach an­
deren Vorschriften zu richten hat.

(2) 'Die Gebühren nach Absatz 1 werden auch er­
hoben, wenn das Landesvermessungsamt im Zuge 
einer Katasterneuvermessung eine Fortführungs- 
Vermessung mit erledigt. "Den Ansatz dieser Gebüh­
ren nimmt das örtlich zuständige Vermessungsarnt 
vor.

(3) Diese Verordnung gilt nicht für Leistungen im 
Rahmen von Umlegungen, deren Durchführung ge­
mäß § 46 Abs. 4 des Bundesbaugesetzes dem staatli­
chen Vermessungsamt übertragen worden ist.

§2

Zusammensetzung der Gebühren

‘Die Gebühren setzen sich aus Grundgebühren 
(§§ 3 und 4) und aus Zuschlägen (§§ 5 und 6) zusam­
men. 2Die Grundgebühr errechnet sich im Regelfall 
nach der für die Leistung aufgewendeten Arbeits­
zeit (§3); für Arbeiten, die von einer elektronischen 
Datenverarbeitungsanlage ausgeführt werden, be- 
mißt sie sich nach einer Pauschale (§ 4).

§3

Gebühren nach dem Zeitaufwand

(1) ‘Bei der Gebühr nach dem Zeitaufwand wird 
jeweils die letzte angefangene halbe Stunde als volle 
halbe Stunde gerechnet. "Nicht berücksichtigt wird

1. die Zeit der An- und Rückreise bei Arbeiten im 
Außendienst,

2. die Zeit für Arbeiten, die den Gebührenschuld­
nern aus Billigkeitsgründen nicht angcrechnet 
werden kann.

"Die gemäß Nummer 2 abzusetzende Arbeitszeit 
wird gleichfalls auf halbe Stunden gerundet.

(2) 'Die Gebühr beträgt je Stunde 

im Außendienst

1. für Arbeiten, die den Beamten des 
höheren Dienstes Vorbehalten sind, 
z. B. für schwierige Grenzfeststellun­
gen, Vermessungen im Vollzug der 
Aufsichts- und Gutachtertätigkeit 
u. ä.

2. für sonstige Arbeiten des höheren 
und gehobenen Dienstes

3. für Arbeiten des mittleren Dienstes so­
wie für Arbeiten, die Beamte auf Wi­
derruf selbständig ausführen

4. für Arbeiten des einfachen Dienstes 

im Innendienst

5. für Arbeiten, die den Beamten des 
höheren Dienstes Vorbehalten sind, 
z. B. für technische Gutachten, Ent­
würfe bei Baulandumlegungen u. ä.

6. für Arbeiten, die auf Grund ihrer 
Schwierigkeit oder einer Besonder­
heit von Beamten des gehobenen 
Dienstes oder von Angestellten der 
Vergütungsgruppen III bis V a zu er­
ledigen sind, z. B. für Plannachfor­
schungen, schwierige Vorbereitungs­
arbeiten

58,— DM, 

47,— DM,

34,— DM, 

31,— DM,

55,— DM,

44,— DM,
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7. für Arbeiten, die zum Aufgabenbe­
reich des mittleren Dienstes gehören, 
ferner für das Vervollständigen der 
Risse sowie für das Vorbereiten von 
Vermessungen, soweit diese Leistung 
nicht nach Nummer 6 oder Nummer 8
zu bewerten ist 31,— DM,

8. für Arbeiten des einfachen Dienstes 27,— DM.

2Zeiten, die bei richtiger Sachbehandlung nicht ent­
standen wären, dürfen nicht in Ansatz gebracht wer­
den. "Bei Anwärtern, Dienstanfängern und Prakti­
kanten bemißt sich die Höhe der Gebühr nach der 
Zeit, die je nach der Art der Leistung eine ausge­
bildete Kraft des mittleren oder einfachen Dienstes 
benötigt hätte.

§4

Pauschsätze für den Einsatz elektronischer 
Datenverarbeitungsanlagen

(1) 'Bei der Berechnung von Vermessungs-, Grenz- 
und sonstigen Punkten einschließlich der Flächen­
berechnungen und Spannmaßkontrollen mittels 
elektronischer Datenverarbeitungsanlagen wird für 
jeden in die Berechnung eingeführten Alt- und 
Neupunkt ein Betrag von 2,50 DM erhoben. -Mit 
dieser Gebühr sind neben der eigentlichen elektro­
nischen Datenverarbeitung auch alle diesem Zweck 
unmittelbar dienenden Arbeiten abgegolten, im be­
sonderen die Aufbereitung der Daten, ihre Über­
nahme auf Datenträger und die Abstimmung der 
Auswertungsergebnisse.

(2) 'Bei der Kartenherstellung mittels elektronisch 
gesteuerter Zeichenanlagen wird für

den Punktauftrag ohne Situationszeichnung ein 
Betrag von 0,30 DM je Punkt,

den Punktauftrag m i t Situationszeichnung ein Be­
trag von 0,70 DM je Punkt

berechnet. ®Mit der Gebühr sind auch die Aufberei­
tungsarbeiten abgegolten.

§5

Ortszuschlag

(1) Für Arbeiten im Außendienst (§ 1 Abs. 1 Nrn. 1 
bis 4), die im Ortsgebiet durchgeführt werden, wird 
ein Ortszuschlag in Höhe von 30 v. H. der für den 
Außendienst berechneten Grundgebühren (§ 3 Abs. 2 
Nrn. 1 bis 4) erhoben.

(2) Ortsgebiet im Sinne des Absatzes 1 ist der Be­
reich der zusammenhängenden Bebauung eines Or­
tes einschließlich des Bau- und Bauerwartungslan­
des am Ortsrand.

§6

Dringlichkeitszuschlag

(1) Werden Arbeiten im Außendienst auf Antrag 
vordringlich außer der Reihenfolge ausgeführt, so 
wird ein Dringlichkeitszuschlag in Höhe von 10 v. H. 
der für den Außendienst berechneten Grundgebühren 
(§ 3 Abs. 2 Nrn. 1 bis 4), mindestens jedoch in Höhe 
von 20,— DM, erhoben.

(2) 'Bei Straßenvermessungen wird ein Dringlich­
keitszuschlag nur dann angesetzt, wenn die Ver­
messung wegen eines besonderen Einzelinteresses 
über die bei Straßenvermessungen gebotene Dring­
lichkeit hinaus bevorzugt vorgenommen wird. "Dies 
gilt auch für Vermessungen an bestehenden oder ge­
planten Strecken der Deutschen Bundesbahn.

§7

Gebührenermäßigung

(1) 'Beträgt die Schuld (Gebühr und Auslagen) für 
eine Vermessung, die der Grundstücksteilung oder 
Grenzregelung (§§ 80 ff. des Bundesbaugesetzes) 
dient, mehr als die Hälfte des Verkehrswertes der 
abzutrennenden Grundstücksteile (Trennstücke) und 
ist die Angelegenheit für den Antragsteller nicht 
von ungewöhnlich großer wirtschaftlicher Bedeu­
tung, so wird die Schuld auf die Hälfte des Ver­
kehrswertes der Trennstücke, höchstens jedoch um 
50 v. H ermäßigt. "Dies gilt nicht für die Vermessung 
von Flächen, die dem öffentlichen Verkehr dienen 
oder dienen sollen. "Maßgebend ist der Verkehrs­
wert zum Zeitpunkt der Beendigung der Leistung.

(2) Bei der Ermittlung und der Wiederherstellung 
der Grenzen zwischen Grundstücken, die außerhalb 
des Ortsgebiets liegen und land- oder forstwirt­
schaftlich genutzt werden, wird die Schuld um 
50 v. H. ermäßigt.

(3) Bei Grenzermittlungen, die gelegentlich der 
Neuherstellung von Katasterkarten durchgeführt 
werden, wird die Schuld um 30 v. H. ermäßigt.

§8

Befreiungen, Erstattungsverzicht

(1) Gebühren werden nicht erhoben

1. für die Verschmelzung und Zerlegung von Flur­
stücken, wenn diese Arbeiten aus katastertechni­
schen Gründen von Amts wegen vorgenommen 
werden,

2. für die zum grundbuchamtlichen Vollzug notwen­
dige Umarbeitung von Verschmelzungs-Verände­
rungsnachweisen bei Straßengrundabtretungen,

3. für Arbeiten, die der Bodenschätzung dienen,

4. für Arbeiten, die auf Ersuchen eines Grundbuch­
amts ausgeführt werden,

5. für Leistungen zur Durchführung des Seßhaft- 
machungsgesetzes.

(2) Das Bayerische Landesvermessungsamt ist bei 
Vermessungen, die die Vermessungsämter auf sein 
Ansuchen vornehmen, von der Zahlung von Gebüh­
ren und Auslagen befreit, wenn die Gebühren und 
Auslagen nicht einem Dritten auferlegt werden kön­
nen.

(3) Befreiungsbestimmungen in anderen Rechts­
vorschriften bleiben unberührt.

(4) 'Ist Schuldner einer Gebühr eine Staatsbehör­
de und beträgt die Forderung (Gebühr und Aus­
lagen) nicht mehr als 100.— DM, so wird auf die Er­
stattung verzichtet. 2Im übrigen finden Vorschrif­
ten, die die Erstattung von Aufwendungen unter 
Staatsbehörden ausschließen, auf die Gebühren und 
Auslagen dieser Verordnung keine Anwendung.

§9

Auslagen

(1) Neben den Gebühren werden folgende Aus­
lagen erhoben:

1. Post- und Fernmeldegebühren, mit Ausnahme der 
Gebühren für Telefongespräche im Ortsverkehr, 
für einfache Briefe, Postkarten und Drucksachen,

2. Aufwendungen für Material, das für die Abmar­
kung der Grenzpunkte und für die Bezeichnung 
und Versicherung der Vermessungspunkte ver­
wendet wird,
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3. besondere Aufwendungen für Verpackungsmate­

rial (Kartenbehälter u. ä.),

4. anderen Behörden oder anderen Personen für 

ihre Tätigkeit zustehende Beträge,

5. Aufwendungen für Karten (Kartenausschnitte), 

mit Ausnahme der Karten, die den Veränderungs­

nachweisen und den für den amtlichen Gebrauch 

bestimmten Auszügen daraus beigegeben werden,

6. besondere Aufwendungen für Zeichenkarton und 

Folien.

(2) 'Bei Gebührenfreiheit sind die Auslagen nach 

Absatz 1 sowie die angefallenen Reisekosten zu er­

setzen. "Wird die Reise in einem Dienstkraftwagen 

ausgeführt, so bemißt sich die Vergütung hierfür 

nach den Sätzen, die für die Benutzung von Dienst­

kraftfahrzeugen bei Amtshandlungen gelten.

(3) Auslagen, die bei richtiger Sachbehandlung 

nicht entstanden wären, dürfen nicht erhoben wer­

den.

§ 10

Aufrundung

Die Forderungen werden auf volle zehn Deutsche 

Pfennig aufgerundet.

§11

Schuldner

(1) Zur Zahlung der Gebühren und Auslagen ist 

verpflichtet, wer die Einrichtungen des staatlichen 

Fortführungsvermessungsdienstes in Anspruch 

nimmt, im übrigen derjenige, in dessen Interesse die 

Leistung erfolgt.

(2) Schuldner der Gebühren und Auslagen ist fer­

ner

1. wer sich der Behörde gegenüber schriftlich zur 

Tragung der Gebühren und Auslagen verpflichtet 

hat,

2. wer für die Zahlung der Gebühren und Auslagen 

kraft Gesetzes haftet,

3. bei Vermessungen, durch die eine frühere Ver­

messung aus Verschulden Beteiligter rückgängig 

gemacht werden muß, derjenige, der die Gebüh­

ren der früheren Vermessung getragen hat,

4. bei Baufallvermessungen, wer bei Abschluß der 

katastertechnischen Behandlung der Vermessung 

Eigentümer des Gebäudes ist, bei Gebäudeabbrü- 

chen, wer Eigentümer des Grundstücks ist.

(3) Gebühren und Auslagen, die durch unbegrün­

dete Einwendungen oder sonst durch Verschulden 

von Beteiligten oder Dritten entstanden sind, kön­

nen diesen auferlegt werden.

(4) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuld­

ner.

§12

Fälligkeit

Die Gebühren und Auslagen werden mit der Be­

endigung der gebührenpflichtigen Leistung fällig.

§ 13

Vorschußpflicht, Zurückbehaltungsrecht

(1) Die Behörden können Leistungen, die auf An­

trag vorgenommen werden, von der Zahlung eines 

angemessenen Vorschusses abhängig machen.

(2) Urkunden, Schriftstücke und Zeichnungen kön­

nen bis zur Bezahlung der geschuldeten Gebühren 

und Auslagen zurückbehalten oder an den Schuld­

ner unter Nachnahme übersandt werden.

§14

Inkrafttreten, Übergangsvorschriften

(1) 'Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in 

Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 

Gebühren und Auslagen für die Benutzung der Ein­

richtungen des staatlichen Fortführungsvermes­

sungsdienstes vom 24. Juli 1970 (GVB1 S. 383), zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 17. Juli 1979 (GVB1

S. 209), außer Kraft.

(2) Bei Leistungen, denen Gebühren nach dem 

Zeitaufwand zugrundezulegen sind, bemißt sich die 

Gebühr für den Zeitaufwand vor dem Inkrafttre­

ten dieser Verordnung nach den bisherigen Vor­

schriften.

München, den 15. November 1980

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Max S t r e i b 1, Staatsminister

Verordnung
zur Änderung der Verordnung 

über die Kennzeichnung der Skiabfahrten, 
Skiwanderwege und Rodelbahnen

Vom 19. November 1980

Auf Grund des Art. 24 Abs. 3 Nr. 2 des Landes- 

straf- und Verordnungsgesetzes erläßt das Bayerische 

Staatsministerium des Innern folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Kennzeichnung der Ski­

abfahrten, Skiwanderwege und Rodelbahnen vom 

30. September 1974 (GVB1 S. 562, ber. S. 737) wird 

wie folgt geändert:

In § 12 Abs 2 Halbsatz 2 wird „1980“ durch „1981“ er­

setzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 12. Dezember 1980 in 

Kraft.

München, den 19. November 1980

Bayerisches Staatsministerium des Innern

G. Tandler, Staatsminister
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Verordnung
über die Zuständigkeit in richterrechtlichen 
und beamtenrechtlichen Angelegenheiten 

in der Justizverwaltung

Vom 20. November 1980

Auf Grund von Art. 55 Nr. 4 der Verfassung des 

Freistaates Bayern, der Art. 13 Abs. 1 Satz 2, Art. 19 

Abs. 1, Art. 35 Abs. 3, Art. 73 Satz 2, Art. 74 Abs. 3 
Satz 2, Art. 86a Abs. 1 Satz 3 des Bayerischen Beam­

tengesetzes und § 60 Satz 2 der Laufbahnverordnung 

vom 17. Juli 1980 (GVB1 S. 461, ber. S. 518) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium der Justiz folgende 

Verordnung:

§1

Ernennungen

(1) Ernennungsbehörde ist

1. für die Beamten der Besoldungsordnung A bis ein­

schließlich Besoldungsgruppe All beim Bayeri­

schen Obersten Landesgericht und bei der Staats­

anwaltschaft bei diesem Gericht

der Präsident des Bayerischen Obersten Landesge­

richts,

bei den Beamten der Staatsanwaltschaft im Beneh­

men mit dem Generalstaatsanwalt;

2. für die Beamten der Besoldungsordnung A bis ein­
schließlich Besoldungsgruppe All (ausgenommen 

die Beamten des Bewährungs- und Gerichtshilfe­

dienstes) bei den übrigen Gerichten und Staatsan­

waltschaften

der Präsident des Oberlandesgerichts,

bei den Beamten der Staatsanwaltschaft im Beneh­

men mit dem Generalstaatsanwalt;

3. für die Rechtsreferendare und für diejenigen Be­

amten auf Widerruf, die Anwärter für den gehobe­

nen, den mittleren oder den einfachen Dienst sind,

der Präsident des Oberlandesgerichts.

Dies gilt nicht für die Anwärter des Strafvollzugs­

dienstes.

(2) Den Ernennungsbehörden nach Absatz 1 werden 

folgende Zuständigkeiten nach der Laufbahnverord­

nung übertragen:

1. Entscheidungen nach § 60 Satz 1, soweit diese nicht 

in den besonderen Vorschriften ausdrücklich der 

obersten Dienstbehörde Vorbehalten sind und so­

weit nicht im Einzelfall eine Antragstellung beim 
Landespersonalausschuß erforderlich ist;

2. Entscheidungen nach 

§ 8 Abs. 2 Satz 4,

§ 8 Abs. 5 Satz 3,

§ 9 Abs. 2 Satz 1, soweit gemäß Satz 2
die Zustimmung des Landesper­

sonalausschusses nicht erforder­

lich ist,

§ 19 Abs. 2,

§ 28 Abs. 2 Satz 2,

§ 29 Abs. 2,

§ 29 Abs. 3 Satz 1,

§ 32 Abs. 3 Satz 1 und 

§36 Abs. 3 Satz 1.

§2

Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung 

von Beamten

Die Befugnis zur Entscheidung über Anträge von 

Beamten des gehobenen, des mittleren und des einfa­
chen Dienstes bei Gerichten und Staatsanwaltschaf­

ten auf Ermäßigung der regelmäßigen Arbeitszeit 

oder auf Beurlaubung ohne Dienstbezüge nach 
Art. 86a des Bayerischen Beamtengesetzes wird dem 

Präsidenten des Bayerischen Obersten Landesge­
richts, dem Generalstaatsanwalt bei diesem Gericht 

sowie den Präsidenten der Oberlandesgerichte und 

den Generalstaatsanwälten bei den Oberlandesge­
richten übertragen.

§3

Abordnungen und Zuweisungen 

Es werden übertragen:

1. die Befugnis zur Abordnung von Beamten des ge­
hobenen, des mittleren und des einfachen Dienstes 

bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften

dem Präsidenten des Bayerischen Obersten Lan­

desgerichts,

dem Generalstaatsanwalt bei diesem Gericht, 

den Präsidenten der Oberlandesgerichte und

den Generalstaatsanwälten bei den Oberlandesge­
richten;

2. die Befugnis zur Abordnung eines Staatsanwalts 
an eine nachgeordnete Staatsanwaltschaft ihres 

Geschäftsbereichs und an eine bayerische Justiz­

vollzugsanstalt oder Jugendarrestanstalt

den Generalstaatsanwälten bei den Oberlandesge­

richten ;

3. die Befugnis zur Abordnung eines Richters auf Le­

benszeit an die Amtsgerichte und Landgerichte ih­
res Geschäftsbereichs und an eine bayerische Ju­

stizvollzugsanstalt oder Jugendarrestanstalt

den Präsidenten der Oberlandesgerichte;

4. die Befugnis zur Zuweisung eines Richters auf 

Probe im richterlichen oder staatsanwaltschaftli- 

chen Dienst an eine nachgeordnete Behörde ihres 
Geschäftsbereichs (Bestimmung der Dienstbehör­

de, Versetzung, Abordnung) sowie zur Abordnung 
an eine bayerische Justizvollzugsanstalt oder Ju­

gendarrestanstalt

den Präsidenten der Oberlandesgerichte und

den Generalstaatsanwälten bei den Oberlandesge­
richten.
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§4

Nebentätigkeiten

Die Befugnis zur Anordnung der Übernahme und 
Fortführung einer Nebentätigkeit und die Befugnis 
zur Genehmigung von Nebentätigkeiten und zu deren 
Widerruf werden übertragen

dem Präsidenten des Bayerischen Obersten Landes­
gerichts,

dem Generalstaatsanwalt bei diesem Gericht, 

den Präsidenten der Oberlandesgerichte,

den Generalstaatsanwälten bei den Oberlandesge­
richten und

den Vorständen der Justizvollzugsanstalten und der 
Jugendarrestanstalten.

§5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Zuständig­
keit in richterrechtlichen und beamtenrechtlichen 
Angelegenheiten in der Justizverwaltung vom 31. Ja­
nuar 1979 (GVB1 S. 27) außer Kraft.

München, den 20. November 1980

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Dr. Karl Hille rmeier, Staatsminister
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Verordnung
zur Änderung der Verordnung 

zur Durchführung des Gesetzes über die 
Forstrechte

Vom 20. November 1980

Auf Grund des Art. 51 des Gesetzes über die Forst­
rechte vom 3. April 1958 (GVB1 S. 43, ber. S. 68), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. November 1974 
(GVB1 S. 610), erläßt das Bayerische Staatsministe­

rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im 
Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsministerien 

des Innern und der Justiz folgende Verordnung:

§ 1
Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 

über die Forstrechte (FoRGDV) vom 29. Januar 1959 

(GVB1 S. 103, ber. S. 122 und S. 142) wird wie folgt 
geändert:

1. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3

(zu Art. 26)

Es werden gebildet:

Für die Regierungsbezirke Oberbayern, Nieder­

bayern, Oberpfalz und Schwaben bei der Regierung 
von Oberbayern mit dem Sitz

in München 1 Forstrechtsstelle,

für die Regierungsbezirke Oberfranken, Mittelfran­

ken und Unterfranken bei der Regierung von Mit­
telfranken mit dem Sitz

in Ansbach 1 Forstrechtsstelle.“

2. § 4 Abs. 1 Buchst, b erhält folgende Fassung:

,.b) für Angelegenheiten, die einen Nichtstaatswald 
betreffen, vom Bayerischen Waldbesitzerver­

band e. V.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in Kraft.

München, den 20. November 1980

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Dr. Hans Eisenmann, Staatsminister

Verordnung

zur Änderung der Verordnung 

über die Ablösung und Aufhebung 

von Nutzungsrechten

Vom 24. November 1980

Auf Grund des Art. 83 Abs. 3 Satz 2 und des Art. 
123 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 

erlaßt das Bayerische Staatsministerium des Innern 
folgende Verordnung:

§ 1

§ 2 Abs. 4 der Verordnung über die Ablösung und 
Aufhebung von Nutzungsrechten in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 4. Juni 1970 (GVB1 S. 283). ge­

ändert durch Verordnung vom 7. Dezember 1973 
(GVB1 S. 670), wird wie folgt geändert:

1. Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Sie hat jährlich einen ausgeglichenen Haushalts­

plan zu erstellen, der der Aufsichtsbehörde vorzu­

legen ist; sind nach dem Haushaltsplan Kreditauf­
nahmen geplant, bedarf dieser der Genehmigung 

der Aufsichtsbehörde.“

2. Satz 5 erhält folgende Fassung:

„Die Rechnungen und die Kassenführung werden 

durch die staatliche Rechnungsprüfungsstelle der 

Aufsichtsbehörde auf Antrag der Waldgenossen­
schaft oder auf Ersuchen der Aufsichtsbehörde 

überörtlich geprüft.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. 

München, den 24. November 1980

Bayerisches Staatsministerium des Innern

G. Tandler, Staatsminister

Zweite Verordnung 

zur Änderung der Verordnung 

über die Beifügung von Zusätzen zu den 

Grundamtsbezeichnungen 

Vom 24. November 1980

Auf Grund des Art. 15 Abs. 2 des Bayerischen Be­
soldungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 
23. Dezember 1976 (GVB1 S. 570), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 23. November 1979 (GVB1 S. 366), 

erläßt das Bayerische Staatsministerium der Finan­
zen folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Beifügung von Zusätzen 

zu den Grundamtsbezeichnungen vom 1. August 1977 
(GVB1 S. 467), geändert durch Verordnung vom 15. 

März 1978 (GVB1 S. 124), wird wie folgt geändert:

In der Anlage werden

1. bei Nummer 4 Spalte „Zusätze“

nach dem Zusatz „Justiz-“ der Zusatz „Justizbe­

triebs-“.

nach dem Zusatz „Landwirtschafts-“ der Zusatz 
„Museumsbetriebs-“,

nach dem Zusatz „Technischer“ die Zusätze ,,Ver­
messungsbetriebs-“ und „Verwaltungsbe­
triebs-“,

2. bei Nummer 6 Spalte „Zusätze“

nach dem Zusatz „Bibiiotheks-“ der Zusatz „Brand-“ 

eingefügt.

§2

Für Beamte in den nicht geregelten Laufbahnen 

für besondere Dienstleistungsbereiche !§ 33 Abs. 5 
der Verordnung über die Laufbahnen der bayeri­

schen Beamten vom 17. Juli 1980. GVB1 S. 461) dür­

fen nur die Zusätze „Justizbetriebs-", „Museumsbe­
triebs-“, „Vermessungsbetriebs-“ und „Verwaltungs­
bell iebs-“ verwendet werden.

§3

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. 

München, den 24. November 1980

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

I. V. Albert Meyer, Staatssekretär
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Verordnung
zur Änderung der Kurtaxordnung für das 

Staatsbad Bad Brückenau

Vom 24. November 1980

Auf Grund des Art. 25a Abs. 3 Satz 1 des Kosten­

gesetzes erläßt das Bayerische Staatsministerium der 

Finanzen folgende Verordnung:

§1

Die Kurtaxordnung für das Staatsbad Bad Brük- 

kenau vom 15. April 1980 (GVB1 S. 188) wird wie folgt 

geändert:

1. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kurtaxe beträgt einschließlich der Um­

satzsteuer:

für die

erste

Person

DM

zweite

Person

DM

dritte

Person

DM

1. in der Hauptkurzeit

a) Kurzone I 74,— 51 — 28,—

b) Kurzone II 49,— 33,— 19,—

2. in der übrigen Kurzeit

a) Kurzone I 60,— 40,— 23,—

b) Kurzone II 33,— 23,— 16,— “

2. In § 7 Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „3,30“ durch die 

Zahl „3,50“ ersetzt.

3. Die Anlage zu § 8 Abs. 2 wird durch die Anlage zu 
dieser Verordnung ersetzt.

§2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in 

Kraft.

(2) Kurkarten, die vor dem Inkrafttreten dieser 

Verordnung ausgestellt wurden, behalten ihre Gül­

tigkeit.

München, den 24. November 1980

Bayerisches Staatsministerinm der Finanzen 

Max S t r e i b 1, Staatsminister
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„Anlage

(zu § 8 Abs. 2)

Aufenthalts­
dauer

Tage

Hauptkurzeit

Kurzone I Kurzone II

erste Person 
DM

zweite Person 
DM

dritte Person 
DM

erste Person 
DM

zweite Person 
DM

dritte Person 
DM

1 bis 4 59,50 40,80 22,10 39,10 25,50 15,30
5 56,— 38,40 20,80 36,80 24,— 14,40
6 52,50 36,— 19,50 34,50 22,50 13,50
7 49,— 33,60 18,20 32,20 21,— 12,60
8 45,50 31.20 16,90 29,90 19,50 11,70
9 42,— 28,80 15,60 27,60 18,— 10,80
10 38,50 26,40 14,30 25,30 16,50 9,90
11 35,— 24,— 13,— 23,— 15,— 9,—
12 31,50 21,60 11,70 20,70 13,50 8,10
13 28,— 19,20 10,40 18.40 12,— 7,20
14 24,50 16,80 9,10 16,10 10,50 6,30
15 21,— 14,40 7,80 13,80 9,— 5,40
16 17,50 12,— 6,50 11,50 7.50 4.50
17 14,— 9,60 5,20 9,20 6,— 3,60
18 10,50 7,20 3,90 6,90 4,50 2,70
19 7,— 4,80 2,60 4,60 3,— 1,80
20 3,50 2,40 1,30 2,30 1,50 —,90

Aufenthalts­
dauer

Übrige Kurzeit

Kurzone I Kurzone II

Tage erste Person zweite Person dritte Person erste Person zweite Persern dritte Person
DM DM DM DM DM DM

1 bis 4 47,60 32,30 18,70 25.50 18.70 11,90
5 44,80 30,40 17,60 24,— 17.60 11,20
6 42.— 28,50 16,50 22,50 16,50 10,50
7 39,20 26,60 15,40 21,— 15,40 9,80
8 36.40 24,70 14,30 19,50 14,30 9,10
9 33,60 22,80 13,20 18,— 13,20 8,40
10 30,80 20,90 12,10 16,50 12.10 7,70
11 28,— 19.— 11 — 15.— 11 — 7,—
12 25,20 17,10 9,90 13,50 9,90 6,30
13 22,40 15.20 8,80 12,— 8,80 5,60
14 19,60 13,30 7,70 10,50 7.70 4,90
15 16,80 11,40 6,60 9,— 6.60 4,20
16 14,— 9,50 5,50 7.50 5,50 3,50
17 11,20 7,60 4,40 6,— 4,40 2,80
18 8.40 5,70 3,30 4,50 3,30 2,10
19 5,60 3.80 2,20 3,— 2,20 1,40
20 2,80 1.90 1,10 1,50 1,10 —,70“
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Verordnung
zur Änderung der Kurtaxordnung für das 

Staatsbad Bad Kissingen 

Vom 24. November 1980

Auf Grund des Art. 25a Abs. 3 Satz 1 des Kostenge­

setzes erläßt das Bayerische Staatsministerium der 

Finanzen folgende Verordnung:

§1

Die Kurtaxordnung für das Staatsbad Bad Kissin­

gen vom 15. April 1980 (GVB1 S. 192) wird wie folgt 

geändert:

1. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kurtaxe beträgt einschließlich der Um­

satzsteuer:

für die

erste Person zweite Person dritte Person

DM DM DM

108,— 76,— 46,— “

2. In § 7 Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl ,.4,90“ durch die 

Zahl „5,15“ ersetzt.

3. Die Anlage zu § 8 Abs. 2 wird durch die Anlage zu 
dieser Verordnung ersetzt.

§2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in 

Kraft.

(2) Kurkarten, die vor dem Inkrafttreten dieser 

Verordnung ausgestellt wurden, behalten ihre Gül­

tigkeit.

München, den 24. November 1980

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Max Streibl, Staatsminister

„Anlage

(zu § 8 Abs. 2)

Aufenthalts­

dauer

Tage

erste

Person

DM

zweite

Person

DM

dritte

Person

DM

1 bis 4 87,55 61,20 37,40

5 82,40 57.60 35,20

6 77,25 54,— 33,—

7 72,10 50,40 30,80

8 66,95 46,80 28,60

9 61,80 43,20 26,40

10 56,65 39,60 24,20

11 51,50 36,— 22,—

12 46,35 32,40 19,80

13 41,20 28,80 17,60

14 36,05 25,20 15,40

15 30.90 21,60 13,20

16 25,75 18,— 11,—

17 20.60 14.40 8,80

18 15,45 10,80 6,60

19 10,30 7,20 4,40

20 5,15 3,60 2,20“
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Verordnung
zur Änderung der Kurtaxordnung 
für das Staatsbad Bad Reichenhall 

Vom 24. November 1980

Auf Grund des Art. 25a Abs. 3 Satz 1 des Kosten­

gesetzes erläßt das Bayerische Staatsministerium der 

Finanzen folgende Verordnung:

§1

Die Kurtaxordnung für das Staatsbad Bad Reichen­

hall vom 15. April 1980 (GVB1 S. 195) wird wie folgt 

geändert:

1. § 4 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kurtaxe beträgt einschließlich der Um­

satzsteuer:

für die

erste

Person

DM

zweite

Person

DM

dritte

Person

DM

1. in der Kurzone I 108,— 80,— 46,—

2. in der Kurzone II 62,— 44,— 34,—

(2) In der Kurzone I beträgt abweichend von Ab­

satz 1 die Kurtaxe für die Zeit vom 1. Januar bis 

31. März und für die Zeit vom 1. November bis 

31. Dezember

für die

erste

Person

DM

zweite

Person

DM

dritte

Person

DM

96,— 70,— 40,—“

2. In § 8 Satz 5 wird die Zahl „1,50“ durch die Zahl 

„1,70“ ersetzt.

§2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in 

Kraft.

(2) Kurkarten, die vor dem Inkrafttreten dieser Ver­

ordnung ausgestellt wurden, behalten ihre Gültig­

keit.

München, den 24. November 1980

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Max S t r e i b 1, Staatsminister
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Verordnung
zur Änderung der Kurtaxordnung 
für das Staatsbad Bad Stehen

Vom 24. November 1980

Auf Grund des Art 25a Abs. 3 Satz 1 des Kosten­

gesetzes erläßt das Bayerische Staatsministerium der 

Finanzen folgende Verordnung:

§1

Die Kurtaxordnung für das Staatsbad Bad Steben 

vom 15. April 1980 (GVB1 S. 198) wird wie folgt geän­

dert:

1. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kurtaxe beträgt einschließlich der Um­

satzsteuer:

für die

erste zweite dritte

Person Person Person

DM DM DM

1. in der Hauptkurzeit 78,— 53,— 26,50

2. in der übrigen 

Kurzeit 64,— 42,50 22,50“

2. In § 7 Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „3,50“ durch die

Zahl „3,70“ ersetzt.

3. Die Anlage zu § 8 Abs. 2 wird durch die Anlage zu 
dieser Verordnung ersetzt.

§2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in 

Kraft.

(2) Kurkarten, die vor dem Inkrafttreten dieser 

Verordnung ausgestellt wurden, behalten ihre Gül­

tigkeit.

München, den 24. November 1980

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Max S t r e i b 1, Staatsminister

„Anlage

(zu § 8 Abs. 2)

Aufenthalts­

dauer

Tage

Hauptkurzeit übrige Kurzeit

erste Person 

DM

zweite Person 

DM

dritte Person 

DM

erste Person 

DM

zweite Person 

DM

dritte Person 

DM

1 bis 4 62.90 42,50 22,10 51,— 34.— 18,70

5 59,20 40,— 20.80 48,— 32,— 17,60

6 55,50 37.50 19,50 45,— 30,— 16,50

7 51.80 35.— 18,20 42,— 28,— 15.40

8 48.10 32,50 16,90 39,— 26,— 14,30

9 44,40 30,— 15,60 36,— 24,— 13,20

10 40,70 27,50 14,30 33,— 22,— 12,10

11 37,— 25,— 13 — 30,— 20,— 11,—

12 33,30 22,50 11,70 27,— 18.— 9,90

13 29,60 20.— 10.40 24,— 16 — 8,80

14 25.90 17,50 9,10 21,— 14,— 7,70

15 22,20 15,— 7,80 18,— 12,— 6,60

16 18,50 12,50 6,50 15,— 10,— 5,50

17 14,80 10,— 5,20 12,— 8,— 4,40

18 11,10 7,50 3.90 9,— 6,— 3,30

19 7,40 5.— 2,60 6,— 4.— 2,20

20 3,70 2.50 1.30 3,— 2,__ 1.10“
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Verordnung
über die Zuständigkeit des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle in Schiffsregistersachen

Vom 26. November 1980

Auf Grund des § 2 Abs. 3 Satz 2 der Schiffsregister­
ordnung (BGBl III, 315—18), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 4. Juli 1980 (BGBl I S. 833), und des § 1 
der Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 3 Satz 1 der 
Schiffsregisterordnung vom 30. September 1980 
(GVB1 S. 521) erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium der Justiz folgende Verordnung:

§1

In Schiffsregistersachen ist der Urkundsbeamte 
der Geschäftsstelle zuständig für die

1. Bekanntmachung der Eintragung nach § 19 der 
Durchführungsverordnung zur Schiffsregisterord­
nung (SchRegDV),

2. Gestattung der Einsicht in die Registerakten,

3. Erteilung von Abschriften aus dem Register oder 
den Registerakten,

4. Beglaubigung der Abschriften,

5. Erteilung von Bescheinigungen und Zeugnissen 
mit Ausnahme der Schiffsurkunden an dritte Per­
sonen oder Stellen in den gesetzlich vorgesehenen 
Fällen.

§2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. 

München, den 26. November 1980

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Dr. Karl Hillermeier, Staatsminister
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Satzung
zur Änderung der Satzung 

der Bayerischen Architektenversorgung

Vom 29. Oktober 1980

Auf Grund des Art. 33 Abs. 1 Satz 4 und des Art. 34 
des Bayerischen Architektengesetzes vom 31. Juli 
1970 (GVB1 S. 363), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27. Juni 1978 (GVB1 S. 335), erläßt die Bayerische Ar­
chitektenversorgung folgende Satzung:

§1

Die Satzung der Bayerischen Architektenversor­
gung vom 9. Juni 1971 (GVB1 S. 222), zuletzt geändert 
durch Satzung vom 14. November 1979 (GVB1 1980 S. 
41), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 2 werden die Worte „in der Fassung des 
letzten Änderungsgesetzes vom 24. November 1977 
(GVB1 S. 657)“ ersetzt durch die Worte „in der je­
weils geltenden Fassung“.

2. § 10 erhält folgende Fassung:

„§10

Aufbringung und Verwendung der Mittel

(1) Die Mittel des Versorgungswerkes werden 
durch die Beiträge der Mitglieder, durch Erträge 
aus Kapitalanlagen und durch sonstige Erträge 
aufgebracht.

(2) Die Mittel dürfen nur zur Bestreitung der sat­
zungsmäßigen Leistungen und der notwendigen 
Verwaltungskosten sowie zur Bildung der nach 
allgemeinen Bilanzgrundsätzen notwendigen 
Rückstellungen und der nach dem versicherungs­
technischen Geschäftsplan erforderlichen Dek- 
kungsrückstellungen verwendet werden.

(3) Für die Anlage der Mittel gelten die gesetzli­
chen Vorschriften, die danach erlassenen Anord­
nungen der Versicherungsaufsichtsbehörde und 
der versicherungstechnische Geschäftsplan mit 
den hierin abgegebenen geschäftsplanmäßigen 
Erklärungen.

(4) Spätestens alle fünf Jahre ist eine versiche­
rungstechnische Bilanz aufzustellen. Der Landes­
ausschuß berät über die Ergebnisse der versiche­
rungstechnischen Bilanz; die sich daraus ergeben­
den Maßnahmen werden von der Verwaltung des 
Versorgungswerkes im Einvernehmen mit dem 
Landesausschuß getroffen.“

3. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas­
sung:

..Der Verwaltungsausschuß erläßt Richtli­
nien für die Nachprüfung der Einkommens­
angaben. Das angegebene Einkommen ist in 
Zweifelsfällen auf Verlangen des Verwal­
tungsausschusses durch Vorlage des Ein­
kommensteuerbescheides, einer Bestäti­
gung des Finanzamtes, eines Steuerberaters 
oder Steuerbevollmächtigten oder bei ange- 
stellten Mitgliedern durch eine Bestätigung 
des Arbeitgebers nachzuweisen.“; 

bb) die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 4 
und 5;

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Werden trotz Anmahnung keine Einkom­
mensangaben gemacht oder wird das angege­

bene Einkommen trotz Aufforderung nicht 
nachgewiesen, so entscheidet der Verwaltungs­
ausschuß, welches Einkommen der Beitrags­
festsetzung zugrunde zu legen ist. Diese Bei­
tragsfestsetzung kann geändert werden, wenn 
das Mitglied innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten seit Bekanntgabe des Beitragsbe­
scheides durch Vorlage der in Absatz 1 Satz 3 
genannten Unterlagen nachweist, daß die Fest­
setzung dem tatsächlich beitragspflichtigen 
Einkommen nicht entspricht.“

4. In § 31 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „das Ruhe­
geld bei Frühinvalidität“ ersetzt durch die Worte 
„das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidität“.

5. § 32 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidität 
(§§ 35, 38a);“.

6. § 34 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Voraussetzung für den Anspruch auf das 
Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit ist die Einstel­
lung der eigenen Berufstätigkeit. Die berufliche 
Tätigkeit gilt als nicht eingestellt, solange

a) bei dauernder Berufsunfähigkeit oder

b) bei vorübergehender Berufsunfähigkeit noch 
nach Ablauf von vier Jahren seit Ruhegeldbe­
ginn

ein Architekturbüro mit dem Namen des Mit­
glieds allein oder in Partnerschaft betrieben wird. 
Die berufliche Tätigkeit gilt auch als nicht einge­
stellt, solange sich das Mitglied beim Arbeitsamt 
der Arbeitsvermittlung als Architekt zur Verfü­
gung stellt.“

7. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Anspruch auf das erhöhte Ruhegeld bei Früh­
invalidität“;

b) in Absatz 1 werden die Worte „das Ruhegeld 
bei Frühinvalidität“ ersetzt durch die Worte 
„das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidität“;

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte „Das Ruhegeld 
bei Frühinvalidität“ ersetzt durch die Worte 
„Das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidi­
tät“; nach den Worten „zu zahlen“ wird der 
Klammerzusatz „(Verpflichtungsbeitrag)“ 
eingefügt;

bb) der bisherige Punkt am Ende des Satzes 2 
wird durch einen Strichpunkt ersetzt. Nach 
dem Strichpunkt wird folgender neuer 
Halbsatz angefügt: „auf das Erfordernis ei­
ner dreijährigen Zahlung des Verpflich­
tungsbeitrags kann verzichtet werden, 
wenn das Mitglied im Zeitpunkt der Abga­
be der Verpflichtungserklärung als Archi­
tekt voll berufsfähig ist und hierfür eindeu­
tige Nachweise beibringt.“;
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cc) in Satz 3 werden die Worte „Soweit im Jahr 

vor Eintritt des Versorgungsfalles“ ersetzt 

durch die Worte „Falls in den drei Jahren 

vor Eintritt des Versorgungsfalles“.

8. In § 37 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „das Ruhe­

geld bei Frühinvalidität“ ersetzt durch die Worte 

„das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidität“.

9. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Das jährliche Ruhegeld bemißt sich nach Pro­

zentsätzen der bis zum Ruhegeldbeginn festzu­

setzenden Pflichtbeiträge (§§ 20 bis 24, 35 Abs. 2 
Satz 2) und der geleisteten freiwilligen Mehr­

zahlungen (§ 25).“;

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Besteht aus den Pflichtbeiträgen nur An­

spruch auf das Mindestruhegeld, so werden die 
sich aus der Verrentung von freiwilligen Mehr­
zahlungen ergebenden Beträge zusätzlich zum 

Mindestruhegeld gezahlt, wenn sich die Bei­

tragspflicht nach § 20 Abs. 3, § 21 Abs. 1 und 2, 

§§ 22, 23 oder 24 Abs. 2 bemißt.“;

c) der bisherige Satz 2 des Absatzes 2 wird Ab­
satz 3; die Worte „Dies gilt nicht“ werden er­
setzt durch die Worte „Absatz 2 gilt nicht“;

d) die Absätze 4 mit 6 werden aufgehoben.

10. Es wird folgender neuer § 38a eingefügt:

„§ 38a

Berechnung des erhöhten Ruhegeldes 

bei Frühinvalidität

(1) Das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidität 

(§ 35) setzt sich zusammen aus

1. dem jährlichen Betrag, der sich aus der Verren­

tung der bis zum Ruhegeldbeginn festzusetzen­

den Pflichtbeiträge (§§ 20 bis 24, 35 Abs. 2 Satz 2) 
und der bis zu diesem Zeitpunkt geleisteten 
freiwilligen Mehrzahlungen (§ 25) nach § 38 

Abs. 1 ergibt, und

2. einem Zuschlag in Höhe des Betrages, der sich 

errechnen würde, wenn die vor Ruhegeldbeginn 

durchschnittlich jährlich festzusetzenden 
Pflichtbeiträge und die durchschnittlich jähr­

lich geleisteten freiwilligen Mehrzahlungen 

(Durchschnittsbeitrag) auch nach diesem Zeit­

punkt bis zum vollendeten 55. Lebensjahr des 
Mitglieds kontinuierlich jährlich weiterentrich­

tet und nach § 38 Abs. 1 verrentet worden wä­
ren.

(2) Dem für die Berechnung des Zuschlags maß­

geblichen Durchschnittsbeitrag werden zugrun­
degelegt:

1. die Pflichtbeiträge der fünf Kalenderjahre, die 

vor dem Jahr des Ruhegeldbeginns liegen, und

2. die in den fünf Kalenderjahren, die vor dem 

Jahr des Ruhegeldbeginns liegen, geleisteten 
freiwilligen Mehrzahlungen. Freiwillige Mehr­

zahlungen der beiden letzten Kalenderjahre 

können nur insoweit berücksichtigt werden, als 

sie den durchschnittlich geleisteten freiwilligen

. Mehrzahlungen der diesen beiden Kalenderjah­

ren vorangegangenen drei Kalenderjahre ent­
sprechen.

Hat die Mitgliedschaft bei der Bayerischen Archi­

tektenversorgung noch nicht volle fünf Kalender­

jahre bestanden, so ist für die Berechnung des 

Durchschnittsbeitrags die tatsächliche Mitglied­
schaftsdauer entsprechend den Sätzen 1 und 2 zu­
grunde zu legen.

(3) Der Zuschlag gemäß Absatz 1 Nr. 2 beträgt 

bis zu dem bei Ruhegeldbeginn vollendeten 26. 

Lebensjahr des Mitglieds höchstens 15 000 DM 

jährlich; dieser Höchstbetrag verringert sich mit 

jedem weiteren zurückgelegten Lebensjahr um 
500 DM jährlich.

(4) Das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidität 
beträgt mindestens 3000 DM jährlich.

(5) In Versorgungsfällen (Eintritt der Berufsun­

fähigkeit; Tod), die nach dem 31. Dezember 1980 
und vor dem 1. Januar 1991 eintreten, errechnet 

sich das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidität 
nach § 55 der Satzung, wenn dies für den Versor­

gungsberechtigten günstiger ist.“

11. § 40 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 an­
gefügt:

„Anspruch auf das Ruhegeld bei dauernder Be­

rufsunfähigkeit besteht bei angestellten und 
beamteten Mitgliedern auch dann nicht, solan­

ge dem Mitglied aus dem Angestellten- oder 

Beamtenverhältnis noch Gehalt oder Dienstbe­
züge gezahlt werden.“;

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „sechsund­

zwanzig Wochen“ jeweils ersetzt durch die 

Worte „sechs Monaten“;

bb) in Satz 3 wird das Wort „sofern“ ersetzt 

durch die Worte „soweit die Voraussetzun­
gen nach Absatz 1 Vorlagen und“.

12. § 45 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Das Witwen- oder Witwergeld beträgt drei 

Fünftel des sich nach den §§ 38, 38a errechnen­
den oder dem verstorbenen Mitglied zuletzt ge­

zahlten Ruhegeldes“;

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Das Waisengeld beträgt bei Halbwaisen ein 
Fünftel, bei Vollwaisen ein Drittel des sich nach 

den §§ 38, 38a errechnenden oder dem verstor­

benen Mitglied zuletzt gezahlten Ruhegeldes.“

13. § 47 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der versorgungsberechtigte Eheteil eines 

Mitgliedes erhält im Falle seiner Wiederverhei­

ratung auf Antrag eine Abfindung in Höhe des 

36fachen Witwen- oder Witwergeldbetrages, 

der für den 'Monat der Wiederverheiratung zu 
zahlen war.“;

b) in Absatz 2 Satz 5 erhält die Nummer 2 folgen­

de Fassung:

„2. die Kinder im Sinne des § 42 Abs. 2 Nr. 2,“.

14. In § 48 Abs. 6 werden die Zitate „38 Abs. 3 und 4“ 

und ,,§ 48“ ersetzt durch die Zitate „38a“ und 

,,§§ 48, 53 und 55“.

15. § 51 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1;

b) es werden folgende neue Absätze 2 und 3 ange­

fügt:

„(2) Ansprüche auf nicht regelmäßig wieder­

kehrende Geldleistungen können nur gepfändet 

werden, soweit nach den Umständen des Falles, 

insbesondere nach den Einkommens- und Ver-
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mögensverhältnissen des Leistungsberechtig­
ten, der Art des beizutreibenden Anspruchs so­
wie der Höhe und der Zweckbestimmung der 
Geldleistung, die Pfändung der Billigkeit ent­
spricht.

(3) Ansprüche auf regelmäßig wiederkehren­
de Geldleistungen können wie Arbeitseinkom­
men gepfändet werden

1. wegen gesetzlicher Unterhaltsansprüche,

2. wegen anderer Ansprüche nur, soweit die in 
Absatz 2 genannten Voraussetzungen vorlie­
gen und der Leistungsberechtigte dadurch 
nicht hilfebedürftig im Sinne der Vorschrif­
ten des Bundessozialhilfegesetzes über die 
Hilfe zum Lebensunterhalt wird.“

16. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Bestimmungen über das erhöhte Ruhegeld 
bei Frühinvalidität werden nach den am 31. De­
zember 1972 maßgeblichen Grundsätzen ange­
wendet, wenn der Versorgungsfall vor dem 
1. Januar 1991 eintritt; für Versorgungsfälle, die 
nach dem 31. Dezember 1990 eintreten, gelten 
für die Gewährung des erhöhten Ruhegeldes 
bei Frühinvalidität die §§ 35, 38a mit der Maß­
gabe, daß eine Beitragszahlung nach Satz 1 ei­
nen Ausschlußtatbestand im Sinne des § 35 
Abs. 2 Satz 1 für die Zahlung des erhöhten Ru­
hegeldes bei Frühinvalidität darstellt.“;

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Bestimmungen über das erhöhte Ruhegeld 
bei Frühinvalidität und das Mindestruhegeld 
gemäß § 38 Abs. 2 werden in diesem Fall nach 
den am 31. Dezember 1972 maßgeblichen Grund­
sätzen angewendet.

17. § 55 erhält folgende Fassung:

„§ 55

Übergangsbestimmung

(1) § 38a gilt für alle Versorgungsfälle (Eintritt 
der Berufsunfähigkeit; Tod), die nach dem 31. De­
zember 1980 eintreten. Wurde die Mitgliedschaft 
bei der Bayerischen Architektenversorgung vor 
dem 1. Januar 1981 begründet, so errechnet sich in 
Versorgungsfällen, die vor dem 1. Januar 1991 ein­
treten, das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidität 
nach den Absätzen 2 und 3, wenn dies für den Ver­

sorgungsberechtigten günstiger ist und soweit § 53 
nicht gilt.

(2) Das erhöhte Ruhegeld bei Frühinvalidität 
beträgt nach Maßgabe des Absatzes 1 50%> des bis­
herigen durchschnittlichen Jahresberufseinkom­
mens des Mitglieds, höchstens 13 200 DM, minde­
stens jedoch 3000 DM jährlich.

(3) Der Berechnung des durchschnittlichen Jah- 
resberufseinkommens wird zugrunde gelegt:

1. Bei freiberuflich tätigen Mitgliedern und ange- 
stellten Mitgliedern, die Beiträge nach § 21 
Abs. 3 zahlen, das durchschnittliche Einkommen 
der letzten drei Kalenderjahre vor Eintritt der 
Berufsunfähigkeit, soweit es nach § 20 Abs. 1 
Satz 1 den geleisteten oder geschuldeten Beiträ­
gen entspricht. Das den Beiträgen entsprechen­
de Einkommen dreier zusammenhängender frü­
herer Kalenderjahre wird zugrunde gelegt, 
wenn sich dadurch ein höherer Durchschnitt er­
gibt und der Anfang des Dreijahreszeitraums 
nicht länger als fünf Kalenderjahre vor Eintritt 
der Berufsunfähigkeit zurückliegt. Im Falle des 
§ 20 Abs. 2 Satz 1 wird der Berechnung des ent­
sprechenden Einkommens der volle Beitrag zu­
grunde gelegt.

2. Bei angestellten Mitgliedern, deren Beitrags­
pflicht sich nach § 21 Abs. 1 richtet, das während 
der Mitgliedschaft bei der Bayerischen Archi­
tektenversorgung erzielte und nachgewiesene 
Berufseinkommen der letzten drei Kalenderjah­
re aus der Angestelltentätigkeit. Das während 
der Mitgliedschaft erzielte und nachgewiesene 
Einkommen früherer Kalenderjahre wird ent­
sprechend Nummer 1 berücksichtigt.

3. Bei den Mitgliedern, die den Beitrag nach § 35 
Abs. 2 Satz 2 zahlen, der l,5fache Betrag der im 
Kalenderjahr des Eintritts der Berufsunfähig­
keit maßgeblichen Beitragsbemessungsgrenze 
der Angestellten versicherung.“

18. Der bisherige § 55 wird § 56.

§2

Diese Satzung tritt am 1. Januar 1981 in Kraft.

München, den 29. Oktober 1980

Bayerische Versieherungskammer

Wilhelm Knies, Präsident

Berichtigung

Die Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen nach dem Weinwirtschafts­
gesetz vom 28. Oktober 1980 (GVB1 S. 599) wird wie 
folgt berichtigt:

In § 2 muß es statt „15. November 1980“ richtig 
„1. Dezember 1980“ heißen.
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